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A. WICHTIGE D A T E N U N D A N S C H R I F T E N V O N B E T E I L I G T E N 

§ | Eigenantrag vom 30.05.2008, eingegangen am 30.052008 

Angeordnet mit Beschluss am 02.062008 um 11:00 Uhr: 
Vorläufige" msolverizverwaltiing-rnit-j£usti'mmungsvorbe~ 
halt (§ 21 Abs.-2 Nr. 2 Alt 2 InsO); 

Einstellung der EinzeJzwangsvollstreckHng (§ 21 Abs. 2 Nr. 
3 InsO) 

Angeordnet mit Beschluss am 01.075008 um 09:00 Uhr: 
Schuldnerin ( § 21 Abs. 

Schuldenmasse: 7.130.647,67 € 
4.592.530,72 € 

HRB 35991 B 

Buchverlag (vgL § 1 VedG) 

* '"" p § 65 (per August 2008) 

j Beftiebsnnmmer: 08015446 
P A O K Berlin, WiJheJmsttaße 1, 10963 Berlin 

.>l y-^:4?H'4&^£$ B K K Die Persönliche, Postfach 12045,85202 Dachau 
B K K Essanelle, Wiesensttaße 70b, 40501 Düsseldorf 
B K K für Heilberufe, 40541 Düsseldorf 

•; */ \>;*r$:X$^ B K K Giuner und Jahr, Postrach 1243, 25502 Itzehoe 
• •' " \ ^ ^ B I K B K K KTP Ost, 45124 Essen 

^:;1/ÄIS! B K K Mobil Ofl, Postfach 104520, 20031 Hamburg 
f, t f t f S i l ^ B K K P&ff, Pirmasenser Straße 132, 67655 Kaiserlautetn 
.:. v :^ft&9M B K K Provita, Postfach 440351,90208 Nürnberg . 

• . ' . ^ V ^ ^ i ^ E j BKKSecurvita, Lübeckertordamm 1-3,20099 Hamburg 
. r !". " ••'" 'ySt-M£;, B K K Taunus, Wilhdmnoüiofstraße 83,12459 Berlin 

, •. ;' A k*48S?S§i B K K Verkehrsbau Union, Lindenstraße 67,10969 Berlin 
"'. ^ - ^ I ^ ^ ^ ^ D A K , Postfach 101444,20009 Hamburg 

'• D i e Bundesknappschaft HVW, Pieperstraße 14-28,44789 
v. a - A C M ^ S ^ ^ ' Bochum 
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^ Hanseatische Ersatzkasse, 22034 Hamburg 
* IKK Direkt, Kaistraße 101,24114 Kiel 
i IKK Niedersachsen, Postfach 2124, 21311 Lünebeck 

H Kaufmännische Kranken Trasse, 30144 Hannover 
"| Techniker Krankenkasse, Postfach 420263,12062 Berlin 

Knappschaft Bahn See (Minijobzentrale), 45115 Essen 

ffWWl MitgKedsnumtnpr- D4fl77^ 

§1^1 B e r u % e n ° s s e n s c h a f t Druck und Papierverarbeitung, 
teilt* 65173 Wiesbaden 

Steuernummer: 37/210/1Q045 
Finanzamt für Körperschaften IL Magdalenenstraße 25, 
10365 Berlin 

Idenfnnmmer: 125 QQ15885?. 
LHK FranlrfurtamMain, Börsenplatz 4, 60313 Frankfurt 

Baden-Württembergische Bank 
Bankleitzahl- 600 501 01 
Kontonummer: 747 184 96 42 

B - VERFAHRPNSDIJRCRmmRTT^Tr: 

Das Insolvenzantragsverfabren, das ein hohes öffentliches Interesse hervorrief (siehe zu den 

zahlreichen Presseberichten: www.voigt-schdd.He), betrifft einen der bedeutendsten unab­

hängigen Buchverlage Deutschlands. In der DDR entwickelte sich der 1945 als Plattform für 

ExH-Schriftsteller g e g r ü n d e t e Aufbau-Verlag zu einem der herausragenden BeBetristikverkge. 

Er verlegte unter anderem die Werke von Anna Seghers, Lion Feuchtwanger oder Bertolt 

Brecht Diesen Status konnte er auch nach dem poMschea und wirtschaftlichen Systemwech­

sel bewahren und weiterentwickeln. Nach der Wiedervereinigung erreichten aus seinem Sor­

timent neue Titel wie z. B. „Die Päpstin« von Donna Gross oder - jüngst - die Krirninalro-

mane von Fred Vargas Bestsellerplätze. 

Prägend für das Insolvenzverfahren sind die Konflikte, die sich daraus ergeben, dass der Ver¬

lag als Unternehmen Qm Folgenden: „Anfogn-Verlag") zwar seit 1945 kontinuierlich am 

Markt tätig ist, infolge von Fehlem bei der Privatisierung im Zuge der Wiedervereinigung je­

doch eine Diskontinuität des tatsächlichen Untemehmensinhabers eingetreten ist So übt die 

Insolvenzschuldnerin die tatsächliche Sachherrschaft an der Gesamtheit der-Sachen aus-und 

r 
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nutzt die Rechte, die mit dem Auftau-Verlag verbunden sind, obwohl sie — jedenfalls nach 

der letetverbindüchen Entscheidung des BGH vom 03.03.2008 (Az.: II ZR 213/06) - nicht 

RecntsnacHolgerrn des in deFDDR tätigen Verlages ist (s. dazu ausführlich u. S. 15 ff.). 

Weil eine nachhaltige Sanierung des Verlages nur dann möglich ist, w_enn die wirtschaftliche 

Einheit des Verlages wieder mit einer Einheit der Rechtsinhaberschaft einhergehvbestand ein¬

wesentlicher Schwerpunkt des Antragsverfahrens darin, die Vereinigung der verschiedenen 

für die Verlagstltigkeit wesentlichen Rechtspositionen vorzubereiten. Erfreulicherweise konn­

te ich am 17.07.2008 diese Voraussetzungen im Rahmen einer Verständigung mit Herrn Lun­

kewitz, der auf der Grundlage einer Vereinbarung mit dem Kulturbund Rechtsnachfolger des 

ursprünglichen Aufbau-Verlages geworden war, herstellen. Weiter konnte ich auf dieser Basis 

ein Bieterverfähren in Angriff nehmen. Dieser Prozess wird im eröffneten Verfahren mit dem 

'*'Tf "i fortzusetzen sein, eine übertragende Sanierung nach Möglichkeit zum 01.10.2008 zu be­

werkstelligen. 

Im Kin̂ p1rtf>n; 

I. Zur Errnittlungsarbeit 

Unmittelbar nach telefonischer Unterrichtung über meine Bestellung zum Sachver­

ständigengutachter habe ich die beiden damaligen Geschäftsführer der Schuldnerin, 

Herrn Erben und Herrn Strien, sowie weitere leitende Angestellte des Verlages in den 

Verlagsräumen am Hackeschen Markt persönlich angehört Zur Klärung der für das 

operative Geschäft relevanten Fragen habe ich die Anhörung in zahlreichen weiteren 

Gesprächen fortgesetzt und die Geschäftsunterlagen eingesehen. Auch mit den we­

sentlichen Geschäftspartnern des Verlages wie insbesondere den beteiligten Drucke­

reien und der zum Bertelsmann-Konzern gehörenden arvato media GmbH (im Fol­

genden nur „WA"), über die die Schuldnerin die Auslieferung ihrer Bücher organi­

siert, bin ich in Verbindung getreten. 

Parallel zu den mit dem operativen Geschäft verbundenen Ermittlungen habe ich die 

juristischen Fragestellungen geprüft, die sich aus der fehlgeschlagenen Privatisierung 

des Aufbau-Verlages ergeben. In diesem Zusammenhang waren umfangreiche Unter-
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lagen insbesondere zu den diversen Redbrsstreiügkeiten zu sichten und auf ihre Aus-

\räkungen für das Insorvenzverfahren zu prüfen. 

Die Inventarisierung des im Besitz der Schuldnerin befindlichen Vermögens konnte 

hinsichtlich der Buchbestände vergleichsweise einfach anhand der Bestandsmeldungen 

der W A erfolgen. Mit der Inventarisierung und Bewertung der am Verlagssitz in Ber­

lin befindlichen Vermögensgegenstande habe ich den Sachverständigen Ehrhart Gro­

nau beauftragt 

H - .Zur vorläufigen Verwaltung iind vnt BetaVbsfnrrffifirntig-

Zum Zeitpunkt der Anordnung der vorläufigen Verwaltung mit Beschluss vom 

02.06.2008 war eine Fortführung des Verlagsbetriebes vor allem in zweifacher Hin­

sicht akut gefährdet 

1. Zusammenbrach des Zahlungsverkehrs und Herstellung ausreichender 
Liquidität 

a) Weiterbetrieb des Factoring 

Auf der operativen Ebene ergab sich durch das eingeleitete Insolvenzverfah­

ren ein Iiquiditätsproblern, weil die Schuldnerin bereits im Jahr 2006 mit der 

W A über das' übliche Dimstieistungsverhältnis hinaus ein Factoring­

verhältnis begründet hatte, so dass im Falle der insolvenzbedingten Beendi­

gung des Factoringvertrages für die Dauer der'im Verlagsgeschäft üblichen 

ZaHungsftis'ten von ca. 60 Tagen keine weiteren Einzahlungen erfolgt wä­

ren. Weil die Schuldnerin zum Zeitpunkt der Antragstellung nur über liquide 

Mittel in Höhe von ca. 170 T€ verfügte und insolvenztjpisch diVerse Ver¬

. tragspartner die Fortsetzung der Geschäftsbeziehung von Vorkassezahlun-

gen abhängig machten, wäre die Beendigung des Factoringverhältnisses auch 

nicht aus eigener Kraft kompensierbar gewesen] " 

Erfreulicherweise konnte ich jedoch, obwohl die W A ursprünglich mit 

-Bfick-auf^e-irrr-Mar^^ 
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sehen der Schuldnerin und Herrn Laafanfe und den sich daraus ergeben-

ien rechtKchen Risiken zu einer weiteren Vorfinanzierung nicht bereit war, 
3 Q f E h m t c n s i v e vernancüungen erreichen, dass das Factoringverhältnis in 

Bezug auf die ab Anordnung der vorläufigen Verwaltung begründeten For-

d e t U O g e n ^ . ^ 1 ^ 7 ^ d e - Wesentlich war dabei für die 

VVÄ vor aiiem, dass ich rnich persönlich hinsichtlich eines denkbaren Aus­

fallrisikos der W A aus dem Neu-Geschäft stark gemacht habe. 

b ) V°rö™nTWiwp-de« Arh^Uh^ über da. W W ^ H 

Für die Herstellung einer ausreichenden Liquidität war auch die Vorfinanzie­

rung der Insolvenzgeld-Ansprüche der Mitarbeiter für die Monate Juni, Juli 

und August 2008 von Bedeutung, die nach Zustimmung der Bundesagentur 

für Arbeit gemäß § 188 Abs. 4 SGB HI mittels eines Darlehens der Baden-

württembergischen-Bank TO^ommen wurde. Äußerst erfreuHch ist in 

diesem Zusarmnenhang, dass meine Bemühungen um den Erhalt des Auf­

bau-Verlages von Seiten der Belegschaft, die ich in mehreren Betriebsver­

sammlungen über den Stand und Fortgang des Insolvenzverfahrens unter­

richtet habe, eme große Unterstützung erfahren haben, die u. a. darin zum 

Ausdruck kommt, dass trotz des hervorragenden Rufs des Verlages insbe­

sondere im Vertriebs- und Lektoratsbereich bislang von keinem Mitarbeiter 

eine Eigenkündigung ausgesprochen worden ist. 

^ K o o n ^ ^ / ^ f K c h e ö R e c h t s r a h m ^ durch Vereinbarung einer Kooperation mit dem mittelbaren Gesellschafter Lunkewitz 

Noch gravierendere Risiken gingen für die Beriebsforrfuhrung von den rechtli­

chen Rahmenbedingungen aus, die sich aus der gescheiterten Privatisierung des 

Aufbau-Verlages ergaben. So bestand insbesondere die Gefahr, dass die Schuld­

nerin, die weiterhin auch die bereits zu DDR-Zeiten geschaffenen Werke verlegt, 

von Herrn Lunkewitz wegen Urheberrechtsverstößen in Anspruch genommen 

wird Eine derartige Inanspruchnahme hätte, insbesondere wenn im Wege von 

einstweiligen Verfugungsverfahren gegenüber dem insoweit äußerst „sensiblen« 

A G Gttadttöu2jJoc 



Buchhandel vorgegangen worden wäre, vernichtenden Charakter für das Verlags­

geschäft gehabt Auch um diese Risiken beherrschbar zu gestalten, habe ich Ver­

handlungen mit Herrn Lunkewitz aufgenommen, die in die am 17.07.2008 getrof­

fene Vereinbarung mündeten. Diese Vereinbarung ist nicht nur die Basis einer 

übertragenden Sanierung (hierzu unten B.IIL), sondern regelt zugleich, dass un­

abhängig von der Frage der materieHen Rechtsinhaberschaft die Verlagstätigkeit 

der Schuldnerin ab Anordnung der vorläufigen Verwaltung auf gesicherter juristi­

scher Grundlage erfolgt 

a) Ausgangssituation 

Wesentlicher Hintergrund der vielfältigen juristischen Auseinanderssetzun-

gen um den Aufbau-Verlag ist die von der Treuhandanstalt betriebene, je­

doch im Ergebnis gescheiterte Privatisierung, deren Produkt die Insolvenz­

schuldnerin ist Nachdem Herr Lunkewitz mit weiteren Investoren 1991 die 

Geschäftsanteile an der Insolvenzschuldnerin als vermeintliche Rechts nach¬

folgerin des ursprünglichen Aufbau-Verlages erworben hatte, kamen in der 

Folgezeit Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Privatoierungsvoiganges auf 

Diese Zweifel, die sich bei Herrn Lunkewitz im Rahmen der weiteren Auf­

arbeitung zu einem Gefühl des ,3ettogenwordens" entwickelten (s. dazu 

den Artikel in der Süddeutsche Zeitung vom 16.06.2008, abrufbat unter 

www.ketano.de), veranlassten diesen, im Jahr 1995 "den Aufbau-Vedag ein 

zweites Mal — nunmehr vom Kulturbund als rechtmäßigen Eigentümer — zu 

erwerben und gerichtliche Auseinandersetzungen mit der Treuhandanstalt 

(jetzt „Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben", im Folgen­

den: „BvS") anzustrengen. 

Anfänglich richteten sich diese Auseinandersetzungen direkt gegen die BvS 

als Beklagte, jedoch wies das Kammergericht mit Urteil vom 05.05.1998 (Az. 

14 U 856/96) eine Klage der Investoren ab, u. a. weil die Privatisierung des 

Aüibin-Verläges" füF rechtmäßig lerachte^wlüderM-der"'Folgezeit" änderte' 

Herr Lunkewitz die Prozesstaktik dahingehend, dass er einen Prozess zwi­

schen sich selbst und der von' ihm beherrschten Insolvenzschuldnerin an-
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strengte. Diese neue Prozesstaktik, mit der eine Veriagerung der Zuständig­

keit von den Betliner zu den Frankfurter Gerichten und eine erneute gericht-

Jiche Prüfung der maßgeblichen Sach-"und Rechtsfragen einherging, fahrte 

im November 2005 zu einer Entscheidung des Landgerichts Frankfurt am 

Main (Urteil vom 18.11.2005, Geschäftsnummer 2-27 O 238/04), nach der 

"nicht' die'fosolveiizschuldnerin,- sondern -Herr -Lunkewitz-über-den -Kultur— 

bund Rechts- und Vermögensnachfolger des ursprünglichen Aufbau-

Verlages geworden ist. Diese Entscheidung ist mit Beschluss des B G H vom 

03.03.2008 (Az: II ZR 213/06) rechtslcräftig und entfaltet auch gegenüber 

der BvS als Stxdtverkündete Wirkung. 

Für Herrn Lunkewitz ist durch diese Entscheidung ein neuer „Hebel" für 

Schadensersatzansprüche gegenüber der Bundrepublik Deutschland eröffnet 

worden. Gleichwohl kann hinterfragt werden, aus welchen Gründen die In­

solvenz der Schuldnerin trotz der umfassenden Zugriffsmöglichkeit von 

Herrn Lunkewitz auf die verschiedenen Vermögenswerte — sei es als mittel­

barer Gesellschafter der Schuldnerin, sei es als Rechtsnachfolger des Kultur­

bundes — in Kauf genommen wurde-, indem Herr Lunkewitz seine Bereit­

schaft zur Irimftigen weiteren Finanzierung der Schuldnerin beendete. De ju­

re kann diese Frage jedoch offen bleiben, weil kein Gesellschafter gezwun­

gen ist, seine Gesellschaft über bereits begründete Verpflichtungen hinaus 

auszustatten. Von diesem Recht machte Herr Lunkewitz nach der Entschei­

dung des B G H vom 03.03.2008 Gebrauch. Gegenüber der Schuldnerin stell­

te sich Herr Lunkewitz zudem auf den Standpunkt, dass diese eine vermö­

genslose Hülle sei, weil ihm nicht nur die von dem Kulturbund erworbenen 

Rechte zustünden, sondern auch alle weiteren Gegenstände und Rechte der 

Schulcmerin. Diesen Standpunkt vertrat Herr Lunkewitz unter Anführung 

des Gedankens der Substitution auch in Bezug auf die Positionen, die von 

der Schuldnerin selbst erworben oder begründet worden sind. 

Aufgrund dieser Entwicklung stellte die Geschäftsführung unverzüglich am 

30.05.2008 den Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens. 
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b) Bewertung der Rechtsposifinripn 

Die durch Herrn Lunkewitz infolge der seit März 2008 rechtskräftigen Ent­

scheidung aufgebaute Rechtsposition stellte ich lediglich in Bezug auf die 

Herausgabeansprüche unstreitig, die die Vermögenswerte betreffen, die Herr 

Lunkewitz von dem Kulturbund erworben hatte. Diese haben insolvenz­

rechtlich auch Aussonderungskraft, weil der konkrete Gegenstand dinglich 

dem Vermögen von Herrn Lunkewitz zuzuordnen ist Denn insoweit wird 

die von der Entscheidung des Landgerichts Frankfurt am Main ausgehende 

Rechtskraffwirkung durch insolvenzrechtliche Bestimmung nicht berührt 

Herr Lunkewitz gut also auch gegenüber der Insolvenzmasse als Rechts­

nachfolger des ursprünglichen Aufbau-Verlages. Anders ist dies jedoch m. 

E . jedenfalls hinsichtlich der seit der Eintragung der Schuldnerin im Register 

im Jahre 1992 begründeten Rechtspositionen Denn ab diesem Zeitpunkt ist 

die Schuldnerin rechtlich existent und konnte folglich eigene Rechte be­

gründen und Gegenstände erwerben, die ihr dinglich zuzuweisen und damit 

der Gläubigergesamtheit verhaftet sind. Ob allerdings hinsichtlich dieser 

Gegenstände und weiterer Vermögenspositionen eine schuldrechtlich be­

achtliche Herausgabeverpflichtung zugunsten von Herrn Lunkewitz als In­

haber der Rechtsposition „Kulturbund" besteht, war und ist zunächst im 

Antragsverfahren wegen § 38 InsO ohne Belang. Wichtig wird diese Frage 

erst bei der Bestimmung der im Verfahren zu berücksichtigenden Schul­

denmasse (s. dazu S. 45). 

Dieser von mir vertretenen Position steht auch nicht die von der Entschei­

dung des Landgerichts Frankfurt am Main ausgehende Rechtslcraftwirkung 

entgegen. Denn Gegenstand des in Frankfurt geführten Rechtsstreits war 

mcht die Rechtslage bei den Vermögensgegenständen, die von der Insol­

venzschuldnerin ab ihrer Entstehung als Rechtssubjekt erworben oder be­

gründet worden sind (näher zu den rechtlichen Verhältnissen siehe unten 

- C L l - ) : 
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c) Verembarong mit Herrn Tjjnkewitz und dazu alternative Fortführungs-
sjctategien 

Mit den Mitgliedern des vorläufigen Gläubigerausschusses habe ich frühzei­

tig Fortfütirungsszenarien wie die Gründung einer Auffanggesellschaft ge-
•f-

..prüft, ..die nicht eine Verständigung .mit Herrn. Lunkewitz voraussetzen. In 

Überemsürnmurig mit dem vorläufigen Gläübigerausschuss gehe ich jedoch 

nicht davon aus, dass solche alternative Szenarien belastbar sind. 

Zwar könnte der Aufbau-Verlag grundsätzlich auch allein mit den ab 1992 

erworbenen Werken wirtschaften, jedoch wäre dies auch mit BEck auf die 

schwachen finanziellen Ressourcen nur in einem stabilen juristischen Um­

feld möglich. Fortlaufende juristische Auseinandersetzungen', die bei solchen 

Szenarien zu erwarten und insbesondere bei dem .zentralen Markenrecht 

,Aufbau-VerIag" mit komplexen rechtlichen Fragestellungen verbunden 

sind, würden aller Voraussicht nach das Ende der Verlagstätigkeit bedeuten, 

insbesondere wenn diese Auseinandersetzungen auf dem Rücken des Buch­

handels ausgetragen würden. 

In enger Abstimmung mit dem vorläufigen Gläübigerausschuss habe ich da­

her als alternative Sanierungsstrategie eine Verständigung mit Herrn Lunke­

witz verfolgt, die nach zahlreichen, intensiven Verhandlungsrunden am 

17.07.2008 zustande kam (UR-Nr. 822/2008 des Notars Dr. Nikolaus Hen-

seL Franlrfurt). Grundlegende Idee der Vereinbarung ist, dass die unter­

schiedlichen Ansichten über die Rechtsinhaberschaft bei den das Unterneh­

men Aufbau-Verlag kennzeichnende Gegenständen nicht aufgegeben wer­

den, gemeinsam jedoch diese Gegenstände im Zuge eines Asset-Deals ver­

äußert und dabei die jeweiligen Verfügungen wechselseitig genehmigt wer­

den, um die Veräußerung aus Sicht des Erwerbers rechtssicher zu gestalten. 
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I H - ZurVorhereitiinprrfpQ Asset-Deafa 

Nachdem die Verständigung mit Herrn Lunkewitz erfolgt war, habe ich gemeinsam 

mit der von mir in Abstimmung mit dem vorläufigen GHubigerausschuss beauftragten 

Untemehmensberatung Roland Berger einen Verkaufsprozess in die Wege geleitet. In 

einem ersten Schritt sind insgesamt 108 potentielle Interessenten kontaktiert worden, 

wobei nicht nur Verlagsunternehmen angesprochen wurden, sondern auch Finanzin­

vestoren oder vermögende Einzelpersonen, für die der Aufbau-Verlag auch mit Blick 

auf seine historische und gesellschaftliche Bedeutung von Interesse sein könnte. Auf 

diese Kontafaaufnahme hin haben 52 Unternehmen bzw. Personen Interesse an dem 

Aufbau-Verlag bekundet, so dass diesen nach Abgabe üblicher Verschwiegenheitser¬

klärungen weitere Unterlagen zur Prüfung zugeleitet worden sind. Auf dieser Grund­

lage sind insgesamt neun mdikattve Angebote abgegeben worden, die ich sowohl mit 

Herrn Lunkewitz als auch dem vorläufigen GHubigerausschuss erörtert habe. Einver¬

nehmlich sind fünf Interessenten ausgewählt worden, denen seit dem 25.08.2008 die 

MögKchkeit gegeben wird, in einem von mir eingerichteten Datenraum eine umfas­

sende Prüfung (Due Diligence) dirchzumhren. An diesen Prozess kann im eröffneten 

Verfahren unmittelbar angeknüpft werden. 

^ g C ^ E J ^ I G K E I T / R E C H T L T C H E TTTsin w n ^ r H A F T T JCTJF. RTVTT. 

Rechtshistorie der Aufbau-Gmppp 

Die rechtliche Entwicklung der msolvenzschuldnerin ist vor allem aus zwei Gründen 

vergleichsweise komplex: Zum einen ist die 1990/91 errichtete Insolvenzschuldnerin 

das Ergebnis der fehlgeschlagenen Prrmisierung des Aufbau-Verlages (hierzu unten 

CLL). Zum anderen ist die Irisolvemschuldnerin in 2005/2006 als übernehmender 

- Rechteträger für bis dahfr'rechth.^ ry^r Rotten" & L!>enî g~ 

und Gustav Kiepenheuer Verlag) verwendet worden, so dass die Schuldnerin nun¬

mehr in sich die Geschichte eines Konzems QAufbau-Gruppe^ vereint Deutlich 
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wird dieser zweite Punkt anhand der Darstellung der bis 
struktur: / 2005 bestehenden Konzern-

Sammlung Dieterich GmbH 
*j Rütten & Loemng Berlin 

I G m b H ' 

*" - Beteiligung vor Verschmel­
zung 

Dau-trfuppe zugehörigen Verlage. 

A G Gunchteoidoc 



Rechtshistorie des Aufbau-Verlages 

Der Aufbau-Verlag ist innerhalb der Gruppe der wirtschaftlich mit Abstand be­

deutendste Verlag. Er existiert als Unternehmen seit 1945, jedoch harmonisiert 

infolge der im Zuge der Wiedervereinigung betriebenen, im Ergebnis jedoch ge­

scheiterten Privatisierung die Kontinuität des Unternehmens Aufbau-Verlag nicht 

mit einer Kontinuität des Rechtsträgers. Vielmehr kam es mit Entstehung der Ln-

solvenzschuldnerin zu einer „Usurpation« des" einem Dritten - dem Kulturbund 

- gehörenden Verlages, ohne dass diese „Usurpation" nach außen erkennbar ge¬

worden ist 

a) Geschicfate des Aufhgu-VerTa^g IQQft 

Rechtsträger des Aufbau-Verlages war ursprünglich die in Berlin (Ost) an­

sässige .Aufbau-Verlag GmbH«, die am 20.10.1945 im Handelsregister des 

A G Charlottenburg unter HRB 86 Nz eingetragen und im Zuge der Ost-

West-Spaltung am 03.03.1949 nach HRB 4001 beim Handelsregister des 

Rats des Stadtbezirks Berlin-Mitte umgetragen wurde. Die Gründung der 

.Aufbau - Verlag GmbH« erfolgte mit Gesellschaftsvertrag vom 16.08.1945 

(UR-Nr. 1/1945 des Notars Dr. Hünnebeck, Berlin) durch die Herren Heinz 

. Willmann, Claus Gysi, Kurt Wilhelm und Otto Schiele, die als Treuhänder 

für den Kulturbund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands e.V. 

handelten. Am 01.10.1945/30.03.1946 übertrugen die als Treuhänder han­

delnden Gründungsgesellschafter ihre Geschäftsanteile an den Kulturbund, 

der nach Gründung der D D R als sogenannte Massenorganisation anerkannt 

wurde. Nach dem Recht der DDR war eine solche „anerkannte Massenor­

ganisation" eine rechtlich selbständige Einheit, die vqnifaren Mitgliedern -

im Fafl des Kulturbundes von den Kulturschaffenden - getragen wurde. Die 

.Aufbau - Verlag GmbH" bestand auch nach Gründung der DDR als Ge-

.-J?#Lchaft mit besdjränktex Haftung fort und betrieb das Unternehmen Auf-

bau*Verlag. 
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Jm Jahr 1955 wurde die Aufbau - Verlag GmbH" auf der Grundlage einer 

Erklärung des damaligen Präsidenten des Kulturbundes in das vor allem für 

volkseigene Betriebe bestimmte Handelsregister C der DDR (Nr. 538) um­

getragen. In dem nach der Wkdervereiniguttg zwischen der Insoivenz-

sduddnerin und Herrn Lunkewitz geführten Rechtsstreit haben die Gerichte • 

den maßgeblichen Sachverhalt dahingehend gewertet, dass das- Vermögen 

der „Aufbau-Verlag GmbH" im Wege der Umwandlung in einen organisa­

tionseigenen Betrieb (OEB) des Kulturbundes überführt worden ist, der 

Kulturbund also ab 1955 selbst Eigentumer des Aufbau-Verlages geworden 

ist Unter Zugrundelegung dieser Würdigung wäre die ursprüngliche „Auf­

bau - Verlag GmbH" im Zuge des Umwandlungsvorgangs Kquidattonslos 

, erloschen. Zwar hatte Herr Lunkewitz im Rahmen seiner „neuen Prozess¬
t a k t i k " (k**2" o b e n B.H.2.a)) auch die Bestellung eines NachtragsKquidators 

für die „Aufbau - Verlag GmbH" betrieben und den Nachtragslicjuidator 

veranlasst, Feststellungsprozesse nicht nur gegenüber der Insorvenzschuld-

nerin, sondern auch gegenüber sich selbst anzustrengen. Auch in diesen bei­

den Rechtsstrei%keiten ist der „Aufbau - Verlag GmbH" jedoch die 

Rechts- und Parteifähigkeit abgesprochen worden, wenngleich die entspre­

chenden Entscheidungen des Landgerichts Frankfurt am Main (Urteil vom 

20.07.2005, Geschäftszeichen 2/6 O 337/04 bzw. Urteil vom 08.03.2005, 

Geschäftszeichen 2/18 O 170/04) gegenwärtig mangels Entscheidung des 

B G H über die Nichtzulassungsbeschwerde noch nicht rechtskräftig sind 

' £ Während der Aufbau-Verlag seit 1955 als organisationseigener Betrieb des 

Kulturbundes gefuhrt wurde, lag es gleichwohl grundsätzlich im Machtbe­

reich der SED, durch entsprechende Maßnahmen den kulturpolitisch be­

deutsamen Verlag in Parteivermögen zu überfuhren. Die verschiedenen 

Maßnahmen, mit denen die Verwaltung der DDR bzw. die SED wiederholt 

auf den Aufbau-Verlag eingewirkt haben (z. B. der Profuierungsbeschluss 

der SED vom 31.07.1962), hatten jedoch - jedenfalls nach der Entscheidung 

der Frankfurter Gerichte, die letztendlich eine Beweislastentscheidung zu 

Lasten der Insolvenzschuldnerin getroffen haben - keine rechtliche Bedeu-
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tung dergestalt, dass das Vermögen des Aufbau-Verlages zu Parfeivermögen 

wurde. Dementsprechend gingen im Zuge des politischen Umbruchs auch 

die Beschlüsse der SED/PDS vom 11.01./26.02.1990, die die Überführung 

des „ihr gehörenden Aufbau-Verlages" in Volkseigentum beinhalteten, 

rechtlich ins Leere. Als eine Art „Folgefehler" blieben auch die Handlungen 

der Treuhandanstalt wirkungslos, die unter Berufung auf das am 01.07.1990 

in Kraft getretene Treuhandgesetz (TreuhG) die Privatisierung des Aufbau-

Verlages betrieb, indem am 29.11.1990 im Handelsregister des Amtsgerichts 

Charlottenburg unter HRB 35991 die ,Aumau-VerlaggeselIschaft mit be­

schränkter Haftung LA." _ die jetzige Imolvenzschuldnerin - eingetragen 

wurde. Denn nach § 1 Abs. 4 des TreuhG unterfielen organisationseigene 

Betriebe - anders als volkseigene Betriebe - nicht dem Anwendungsbereich 

des Treuhandgesetzes (vgl K G Berlin, Beschluss vom 06.04.1993, Az. 1 W 

1590/92 = ZIP 1993, S. 872 f£), vielmehr wurde das Schicksal organisati­

onseigener Betriebe durch das Gesetz über Parteien und andere politische 

Vereinigungen (PartG DDR) geregelt Derartige Organisationseinheiten -

also auch der Kulturbund - behielten gemäß §§ 20 a, 20b PartG DDR zwar 

ihr Eigentum, wurden jedoch in der Nutzung bzw. Verwertung dergestalt 

beschränkt, dass die Treuhandanstalt das Vermögen der Organisation treu­

händerisch verwaltete. Dinglich war der Kulturbund, der mit der Wiederver­

einigung aufgrund der Bestimmungen des Vereinigungsgesetzes wieder als 

eingetragener Verein im Sinne der §§ 21 ff. BGB existierte, somit weiterhin 

Inhaber des Aufbau-Verlages, auch wenn sich die Treuhandanstalt in den 

Besitz des Aufbau-Verlages gesetzt hatte und faktisch das Unternehmen 

Aufbau-Verlag betrieb. 

h) Entstehung der Insohrenzschuldnprin 

Während die durch § 11 Abs. 2 TreuhG geregelten Gesellschaften ^Gesell-

schaften in Aufbau") am 01.07.1990 als juristische P.ersonen eigener Art (vgl 

S c m m d t - L ^ m ö f f , - ^ J^Q^ 

§ 11 Rn. 181 f.) kraft Gesetzes entstanden, lagen bei der Insolvenzschuldne­

rin die gesetzlichen Entstehungsvoraussetzungen nicht vor, so dass am 

A G GaacktoLZAx ' 
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29.11.1990 ein Rechtssubjekt in das Handelsregister, eingetragen wurde, das 

-jzwn damaligen Zeitpunkt - rechtlich nicht existierte (vgL zum ähnlich ge­

lagerten Fall eines ehemals kommunal- oderJbreisgeldtetenJLieMebes^BGH^ 

Urteil vom 24.02.1999 - VHI ZR 158/98 = ZIP 1999, S. 612 ff.) Die im 

Handelsregister eingetragene ScAeingesellschaft wäre zum damaligen Zeit¬

-punkt zu löschen gewesen: ~ 

Den mit der Privatisierung des Aufbau-Verlages betrauten Personen bei der 

Treuhandanstalt war jedoch anfangs — jedenfalls nach meiner Einschätzung 

— die Bemakelung des Gxundungsvorganges nicht bewusst, so dass sie nach 

Käufern für den vermeintlich privatisierten, in Wahrheit dem Kulturbund 

gehörenden Aufbau-Verlag suchten. Zufällig ist dabei der Kontakt zu Herrn 

Lunkewitz entstanden, der durch Immobiliengeschäfte vermögend gewor­

den war und spontanes Interesse an dem Verlag bekundete. Innerhalb kur­

zer Zeit veräußerte sodann die Treuhandanstalt, die bis dahin den Aufbau-

Verlag selbst geführt hatte, die Geschäftsanteile an eine Gruppe von Inves­

toren um Herrn Lunkewitz. Diese beschlossen auf einer Gesellschafterver­

sammlung am 20.02.1992 die Fortsetzung der Gesellschaft und fassten den 

Gesellschaftsvertrag neu, so dass am 06.08.1992 im Handelsregister auch der 

Zusatz „i. A." gelöscht wurde. 

Nach den Grundsätzen über die fehlerhafte Gesellschaft ist die Schuldnerin 

durch diese Vorgänge als Rechtssubjekt entstanden. Denn im Interesse der 

Rechtssicherheit und des Verkehrsschutzes sind Mängel des Gründungsvor­

ganges grundsätzlich ab dem Zeitpunkt unbeachtlich, zu dem die Gesell­

schaft auf einer rechtegescbäftlichen Grundlage in Vollzug gesetzt wurde, 

jedenfalls aber mit Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister 

(Hueck/Fastrich, in: Baumbach/Hueck, Kommentar zum GmbHG, 18. 

Auflage, § 2 Rn. 33). Zweifelhaft ist allein, ab welchem konkreten Zeitpunkt 

die Grundsätze über die fehlerhafte Gesellschaft vorliegend greifen. So ist 

denkbar, dass auf den Fortsetzungsbeschluss am 20.02.1992 abzustellen ist 

(in diesem Sinne K G Berlin, Urteil vom 03.03.2003, Az. 8 U 300/01, in 

juris). Jedenfalls ist die Schuldnerin mit Löschung des Zusatzes „i. A." im 
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Handelsregister am 06.08.1992 entstanden; weil ab diesem- ZeitpüntT 

Rechtsverkehr darauf vertrauen durfte, dass die Insolvenzschulcmerin ord 

nungsgemäß errichtet worden ist 

2. Rechtsbistorie des Verlages Rütten & Loening 

Parallel zum Aufbau-Verlag veräußerte die Treuhandanstalt an die Gruppe von 

Investoren um Herrn Lunkewitz auch den Verlag Rütten & Loening. Bis 2005 

wurde der Verlag Rütten & Loening über eine selbständige GmbH (eingetragen 

beim A G Charlottenburg unter HRB 37765 B) organisiert, bis diese Gesellschaft -

mit Vertrag vom 30.05.2006 (UR-Nr. 109/2006 der Notarin Ute Gentz, Berlin) 

auf die Insolvenzschuldnerin gemäß §§ 2 Nr. 1, 4 ff. UmwG verschmolzen wur- ^ 

de. 

Weil der Verlag Rütten & Loening in der DDR zunächst in der Rechtsform einer 

GmbH bestand und ebenso wie der Aufbau-Verlag im Jahr 1955 in das Handels­

register C der DDR umgetragen worden ist, stellt sich auch bei diesem Verlag die 

Frage, ob die ursprüngliche GmbH im Wege der Umwandlung liquidationslos er­

loschen ist Darüber hinaus lastet auf diesem Verlag, der bereits 1844 gegründet 

worden war, ein restitationsrechtliches Verfahren. Nach der Wiedervereinigung 

haben die Erben der jüdischen Alteigentümer gestützt auf die Bestimmungen des 

Vermögensgesetzes (VermG) die RücMbertragung des Verlages Rütten & Loe­

ning begehrt Das Bestehen eines Restitutionsanspruches ist aHerdings insofern 

zweifelhaft, als dass das Verlagsvermögen zum Zeitpunkt der. Arisierung in %.! 

Frankfurt am Main belegen war und erst nach der Schädigung in das Gebiet der 

DDR verbracht worden ist Während das Verwaltungsgericht Berlin durch Teil­

urteil vom 24.01.2008 (Az. V G 29 A 260.07) zugunsten der Erben der jüdischen 

Alteigentümer dem Grunde nach deren Restitationsberechtigung festgestellt und 

die Revision gegen dieses Urteil nicht zugelassen hatte, ist zwischenzeitlich durch 

das Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss vom 18.08.2008 (Az. 8 B 40.08) die 

Revision" zugetessen wofdenT ' ~ 
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Auch wenn die -Eröffnung eines Insorvenzverfarurens unter bestimmten Voraus­

setzungen eine Untemehmensrestitution gemäß § 3 b Abs. 1 Satz 2 VermG aus-

jLchKeßtjfrg^ 

zahl der bestehenden Unwägbarkeiten sinnvoll, auch hinsichtlich des Verlages 

Rütten & Loening eine Verständigung zu suchen, die dem Erwerber des Aufbau-

Verlages die Untemehmensfortführung auf gesicherter rechtlicher Grundlage er­

möglicht 

3. Rechtshistorie des Gustav Kiepenheuer Verlages 

Gesondert erworben wurde durch Herrn Lunkewitz der Gustav Kiepenheuer 

Verlag, wobei der Erwerb 1994 über die Geschäftsanteile an der Muttergesell­

schaft, der Leipziger Verlags- und Vertriebsgesellschaft mbH, erfolgte (UR-Nr. 

275/1994 des Notars Dr. Nikolaus HenseL Frankfurt a. M.). Mit Verträgen vom 

28.06.2006 (UR-Nr. 151/2006 der Notarin Ute Gentz) sowie 02.08.2006 (UR-Nr. 

173/2006 und 176/2006 der Notarin Ute Gentz) wurden die Tochtergesellschaf-, 

ten zunächst auf die Leipziger Verlags- und Vertriebsgesellschaft mbH und diese 

sodann auf die Insolvenzschuldnerin verschmolzen. Rechtliche Risiken aufgrund 

des Privatisierungsvorganges oder etwaige restitutionsrechtlich relevanter Sach­

verhalte bestehen anders als bei dem Aufbau-Verlag und dem Verlag Rütten & 

Loening nicht 

IL Ergebnisse der Geschäftstätigkeit 

Mir liegen die Jahresabschlüsse für die Geschäftsjahre 1999 bis 2007 vor, wobei der 

Abschluss für 2007 noch voriäufiger Natur ist. 

Die in 2005/2006 durchgeführten Verschmelzungen schlagen sich auch in den Jahres­

abschlüssen nieder, so dass diese nur emgeschränkt miteinander vergleichbar sind Auf 

einen konsolidierten Konzemabschluss kann nicht zugegriffen werden, weil eine Ver­

pflichtung zur Aufstellung eines solchen Abschlusses nicht bestand (vgl. § 293 HGB). 

Zum Zwecke der Veranschaulichung habe ich gleichwohl für die Jahre 2004 bis 2007 

die konsolidierten Umsatzzahlen der Gruppe ermittelt (hierzu unten GILL). Im An-
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s c y u s s « fo . te-äne Darstellung der wesentlichen betaebswirtschaftUchea Eckdatea 

der Imolvenzschuldnerin (C.II.2). 

1 Konsolidierte Umsatzzahlen 

Unter Einbeziehung der Erlöse aus dem Lizenzgeschäft stellt sich die Umsatz-

entwicJdung der Aufbau-Gruppe in den Jahren 2004 bis 2007 wie folgt dar: 

t 



.ufr. ^ •-• ••; 'A.Iii)JTI"Iiiiiv^v/f*' • i i V w a l i ^ - . :•: 

-

Offensichtlich ist, dass die Gruppe im Jahr 2006 einen deutlichen Rückgang ihrer 

Umsätze aus dem Buchgeschäft zu verkraften hatte, was im Wesentlichen auf den 

Ausfall geplanter „Bestseller" zurückzuführen ist Die Umsätze aus dem Lizenz­

geschäft sind zwar stetig gewachsen, in rechtlicher Hinsicht ist insoweit jedoch zu 

beachten, dass das Lizenzgeschäft von einer Schwestergesellschaft der Insolvenz­

schuldnerin, der Aufbau Media GmbH, betreut wird. Auch insoweit wirkt sich 
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. . . . die .von mir mit-Herrn Lunkewitz-getroffene-"Ver^ für die Insol­

venzmasse aus, weil die Schwestergeselkchaft Bestandteil einer möglichen Ver­

äußerung des Aufbau-Verlages als Gesamtheit sein wird. 

2. Wirtschaftliche Eckdaten der Insolvenzschuldberin 

Die wirtsdiaftlichen Eckdaten allein der Schuldnerin stellen sich anhand der Jah­

resabschlüsse für die Jahre von 1999 bis 2007 wie folgt dar: 
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1999 2.985.177,576 5507.892,486 2308.042396 2282340^66 3.483.120,456 

2000 3.071.033,556 4.726.130,22 € 2382686,756 2385362316 3.480.067,966 

2001 2499.872226 5054766336 2278772.786 2505537336 3.750643,636 

2002 3.080.130,286 2.817387506 2285.761,856 1.666.081,95 6 2.476342586 

2003 Z807340.616 1.414.820,91 € 2.107335,656 1.686.043,106 2582335586 

2004 3.352.774,44 € 642.187306 2.078.828,036 1.729323,286 2444270,276 

2005 4024344,816 649.071,886 2241.981,136 1601506,98 6 2654480/» 6 

2006 11.904.452,176 128347.736 6361267,846 2688283576 3.974.045,076 

2007 14.461.977,676 366340,726 &444178.866 Z738.775,«« 4374.439,68 6 

I. 190398,14 € 
-304.431,09 € 

-2.130554̂ 2 € 
-30rf34~82€~ 

II. 302.027,27 € 
974.818,65 € 

-2.154.125,30 € 
-975.801,41 € 
-502.115,706 

Anzumerken ist zunächst, dass sich &e „sonstigen Erträge" vomehmHch aus 

Umsätzen innerhalb der Gruppe zusammensetzen, denen bis zur Verschmelzung 

ein vergleichsweise hohes Gewicht zukam. 

Die vorstehende Grafik wirkt freilich aufgrund diverser Sondereffekte in mehrfa­

cher Hinsicht verzerrend. So ist der Anstieg der Umsätze zwischen 2005 und 
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2006 auf die durchgefühlten Verschmelzungsvorgänge zurücJmi fuhren. Auf der 

Ergebnisseite wirkt sich insbesondere der im Jahr 2003 von Herrn Lunkewitz er­

klärte Forderungsverzicht mit Besserungsschein aus, der zu einem entsprechen­

den außerordentlichen Ertrag geführt hat 

Für die Rechtsbeziehung zwischen der Insolvenzschukmerin und Herrn Lunke­

witz bedeutsam ist die Betrachtung der von der Schuldnerin ausgewiesenen Ver­

bindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern sowie die Entwicklung des bilanziellen 

Eigenkapitals. 

Insoweit ergibt sich Folgendes: 

fi> 
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1999 
2000 
2001 
2002 
2003 
2004 
2005 
2006 
2007 

14 657 406,57 € 9.919.187,75 € -6.603.868,89 € 
15 518352,086 10.741.945,63 € -6.908.299,98 € 
17.356.670,55 € 12.457.314,79 € -9.039.254,50 € 
19 867.218,61 € 14.316.196,69 € -9.069.389,32 € 
7.189.642,06 € 1,00 € 2.232.637,95 € 
8.684.076,33 € 37a000,00 € 3.207.456,60 € 
9 797 597 08 € 321.000,00 € 1.053.331,30 € 

1082&81M6€ 16.177,76 € 86.961,24 € 
11.175.203,92 € 693.828,67 € -415.154,46 € 

Die vorstehende Darstellung zeigt, dass das Eigenkapital der Schuldnerin bereits 

frühzeitig aufgezehrt war. Aufgrund der bilanziellen Unterdednmg wurde bereits 

1999 eine Rangrücktrittserldärung dergestalt abgegeben, dass die Forderungen 

des Gesellschafters nur nachrangig gegenüber der Berliner Bank zu befriedigen 

A G Guttrhrrn ? rioc 
Seim 23 K M (S 



sind: LnJahx-2003 erklärte die BFL Beto%ungsgesdlschaft mbH sodann einen "^r 

Forderungsverzicht gegen Besserungsschein in Höhe von 15.076.747,45 €, wo­

durch das Eigenkapital entsprechend gestärkt wurde. Durch die Verluste in den 

Jahren 2005 und 2006 war das Eigenkapital der Schuldnerin jedoch wiederum im 

Wesentlichen aufgezehrt worden. 

III. Gründe der wirtSchfiftltVnpn TCrisp und SqmVninyretahipIcpi» 

i. Strategische Krise 

Die Krise der Insolvenzschuldnerin ist vornehmlich strategischer Natur, weil auf­

grund des mit Herrn Lunkewitz geführten Rechtsstreits feststeht, dass die Insol¬

venzschuldnerin nicht Inhaberin sämtlicher Vermögensgegenstände ist, die sie für 

die Fortsetzung ihrer Verlagstätlgkeit benötigt. Durch die mit Herrn Lunkewitz 

getroffene Vereinbarung ist es jedoch möglich, dass einem Erwerber des Aufbau-

Verlages die für die Fortsetzung der Verlagstätigkeit benötigten Rechtspositionen 

verschafft werden können, so dass das Unternehmen auf dieser Basis fortfüh­

rungsfähig und fortfülmmgswürdig ist 

2. Leistwigsvrirtscriaffiche Defizite 

Unabhängig von den juristischen Auseinandersetzungen ist allerdings zu konsta­

tieren, dass die Schuldnerin auch im operativen Geschäft Schwachstellen auf­

weist, die zwar in der Vergangenheit teilweise angegangen worden sind, im Inte­

resse einer Rentabilitätssteigerung jedoch weiterer Maßnahmen bedürfen. So hat 

die Schuldnerin in den letzten Jahren in vergleichsweise starkem Umfang Iiefe-

rantenkredite in Anspruch nehmen müssen, was sich in einem im Branchenver­

gleich hohen Materialkostenanteil niederschlägt Aus der Sicht eines Erwerbers ist 

daher für eine ausreichende Hcnriditätsausstattung zu sorgen, um dem Verlag, der 

ak'ur>abMngigerBuchveriag keine besondere Marktmacht gegenüber ihren liefe¬

ranten hat, Vergünstigungen z. B. durch Skontoabzug zu ermöglichen. Im Be-

triebsabkuf bestehen Ineffizienzen vor allem durch eine unzureichende Verlags-
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software, deren Ersetzung zwar bereits geplant, bislang jedoch noch nicht in A n ­

griff genommen worden ist Allein durch effizientere Betriebsabläufe werden 

demj£erlag^_ der_auch .als Jonabbimgiger-Verlag-^me-ver^ -ungünstige-

Relation von Umsatz pro Mitarbeiter aufweist, Personaleinsparungen möglich 

sein, die zu einer besseren Kostenstruktur führen. 

Auch wenn der Aufbau-Verlag anders als konzemgebundene Verlage (z. B. Ran­

dom House) keine Größenvorteile realisieren kann, ist er auch in der „stand-

alone-Variante" überiebensfahig. Bedeutsam ist hierbei vor allem, dass der 

schuldnerische Verlag bereits in der Vergangenheit über Vertriebskooperalionen 

seine Auslastung steigern und zugleich eine bessere Verhandlungsposition gegen­

über dem Buchhandel herstellen konnte. 

3. Sanierung durch Übertragung des Unternehmens 

Weil der mittelbare Gesellschafter Lunkewitz mit seiner negativen Finanzierungs­

entscheidung (s. oben S. 11) nicht mehr bei einer Restrukturierung zur Verfügung 

steht, kommt ein Insolvenzplanverfahren schon deshalb nicht in Bettacht Die 

Defizite des Unternehmens sind folglich mittels der sanierenden Übertragung zu 

beseitigen, indem ein neuer Rechtsträger die Aktiva mittels eines Asset-Deals er­

wirbt 

D. RECHTSVERHÄLTNISSE 

I. Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse 

1. Handelsregister, Firma, Geschäftsgegenstand und Sitz 

Aufgrund der unrichtigen Ansicht der Treuhandanstalt, dass es sich beim Auf­

bau-Verlag um einen volkseigenen Betrieb handelte, wurde die Schuldnerin nach 

Maßgabe der — in der Sache freilich nicht anwendbaren - Bestimmungen des 
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Treuhandgesetzes zunächst als eine in Aufbau befindliche Gesellschaft eingetra­

gen. Konkret erfolgte die Eintragung am 29.11.1990 im Handelsregister des 

Amtsgerichts-Gliadottenburg^ 

schaft mit beschränkter Haftung i A.". Nachdem die Treuhandanstalt mit Ver­

trägen vom 18.09./27.09.1991 die Geschäftsanteile an eine Gesellschaft von 

"Herrn Lunkewitz (BFL Beteiligungsgesellschaft mbH) und weitere Investoren 

veräußert hatte (hierzu unten D.L2.a)) und diese am 20.02.1992 einen Fortset-

zungsbeschluss getroffen hatten, ist am 06.08.1992 im Handelsregister der Zusatz 

„i. A." gelöscht worden. 

Im Zusaromenhang-rroit den Verschmelzungsvorgängen 2005/2006 hat die 

Schuldnerin ihre Firma in „Aufbau Verlagsgruppe GmbH" geändert. 

Geschäftsgegenstand sind laut Handelsregistereintragung Verlagsgeschäfte im 

weitesten Sinne und aller Art, insbesondere die Herstellung, Herausgabe, Verviel­

fältigung und Verbreitung von Büchern, Zeitungen, Zeitschriften und sonstigen 

Presseerzeugnissen aller Art, von Ton-, Bild- und Bildtonträgem jeder Art auf ei­

gene und fremde Rechnung sowie der An- und Verkauf von Lizenzen, Vervielfal-

tjgungs- und Verlagsrechten sowie von Verwertungsrechten von Urheberrechten 

an den vorbezeichneten verlegerischen Erzeugnissen. 

Gesellschafter 

a) Stammkapital und -einjagen 

Das Stammkapital im Nennbetrag von 35.000,00 € hält als Alleingesellschaf­

terin die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH: 
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BFL Beteiligungsgesellschaft mbH 

SUMME (Stammkapital) 
35.000,00 € 
35.000,00 € 

Aufgrund der irrigen Annahme der Entstehung der Schuldnerin nach Maß­

gabe von § 11 TreuhG fehlte der Schuldnerin zunächst eine rechtsgeschäftli­

che Grundlage. Mit Verträgen vom 18.09./27.09.1991 veräußerte die Treu­

handanstalt die von ihr gebildeten vier Geschäftsanteile an eine Gruppe von 

Investoren um Herrn Lunkewitz, die für die Anteile an der Schuldnerin ei­

nen Kaufpreis von 900 T D M zahlten. Infolge der Anteilsveräußerung stellte 

sich die Gesellschafterstruktur wie folgt dar: 

BFL Beteiligungsgesellschaft mbH 

Dr. Ulrich Wechsler Verlags und Medien 
GmbH 
„Konzeption" Finanz- und Untemehmensbe-
ratungs GmbH 
Thomas Grundmann 

S U M M E (Stammkapital) 

^Wmm 
37.500,00 D M 

10.000,00 D M 

1.500,00 D M 

1.000,00 DM 

50.000,00 D M 

Während die Anteile der weiteren Investoren möglicherweise von Beginn an 

treuhänderisch für die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH gehalten worden 

sein dürften, wurden sie im Jahr 2005 auch dinglich der BFL Beteiligungsge­

sellschaft mbH zugeordnet Konkret traten die weiteren Gesellschafter mit 

Verträgen vom 24.03.2005 (UR-Nr. 59/2005 bzw. 60/2005 der Notarin Ute 

Gentz, Berlin) ihre Anteile an die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH ab und 

beendeten zugleich zum 31.12.2004 das Treuhandverhältnis. 

Als Alleingesellschafterin beschloss die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH 
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am 22.032006 die Vereinigung der von ihr gehaltenen vier Geschäftsanteile 

• t und die DM-Euro-Umstellung des Stammkapitals gemäß § 86 Abs. 3 Satz 1 

GmbHGr2ugleic&wutde-clas StammklpltäTüm^.435,41 € auf 30.000,00 € 

erhöht Im Zusammenhang mit der Verschmelzung der Leipziger Verlags­

und Vertriebsgesellschaft mbH wurde das Stammkapital nochmals erhöht 

und belauft Mch~sekdem auf35.000,00 € 

b) Leistung- der Einlage 

. Die sich aus der gescheiterten Privatisierung des Aufbau-Verlages ergeben­

den Folgen erstrecken sich auch auf den Bereich der Kapitakufhringung. 

Wäre der Aufbau-Verlag ein volkseigener Betrieb gewesen und die Schuld­

nerin dementsprechend kraft Gesetzes gemäß § 11 Abs. 2 TreuhG entstan­

den, so hätte sich das Stammkapital als Residuum zwischen Aktivvermögen 

und Verbindlichkeiten bestimmt, wäre also in einer besonderen Form der 

Sachgründung aufgebracht worden. Anders als bei Sachgründungen nach 

dem GmbHG hätte die Treuhandanstalt für die Werthaitigkeit der Sachein­

lagen nicht gehaftet, weil durch verschiedene Bestimmungen des Treuhand­

gesetzes und des DM-Bilanzgesetzes entsprechende Risiken abgeschirmt 

worden sind (vgl. Wissmann/Märtens/BommeL Umwandlung in den neuen 

Bundesländern nach der Rechtsprechung des BGH, 2001, S. 48 ff.). 

Infolge des Scheiterns der Privatisierung und des Entstehens der Schuldne­

rin nach den Grundsätzen über die fehlerhafte Gesellschaft gelten für die 

Kapitakufhringung bei der Insolvenzschuldnerin jedoch die allgemeinen 

Vorsdiriften des GmbHG in Verbindung mit den konkreten gesellschafts­

vertraglichen Regelungen. In dem von den Investoren am 20.02.1992 be­

schlossenen Gesellschaftsvertrag wird in § 4 die Höhe des Stammkapitals 

mit 50.000,00 D M beziffert Weil eine entsprechende Geldeinlage bislang 

nicht geleistet und das Stammkapital auch nicht über Sacheinlagen aufge­

bracht worden ist, die unter Beachtung der für Sacheinlagen geltenden Vor­

schriften des GmbHG vereinbart worden sind, besteht jedenfalls noch ein 

Einlagenanspruch in Höhe von 50.000,00 D M (= 25.264,59 €). Gegenüber 
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der Schuldnerin dürften insoweit die Investoren und die BvS 

is. 3 GmbHG gesamtschuldnerisch haften. 

gemäß §16 

Von weitaus größerer wirtschaftlicher Bedeutung ist die Frage, ob sich aus 

dem Gebot der ordnungsgemäßen Kapitakufbringung^ein Sadheinlagenan-

• - sprach hinsichtlich der in der DM-Eröffhungsbilanz aufgeführten "Aktiva 

herleiten lässt Die damit verbundenen Fragestellungen Werden im eröffne­

ten Verfahren zu klaren sein. 

c) Eigenkapitalersarz 

Die Bestimmungen des Eigenkapitalersatzrechts sind in mehreren Rechts­

verhältnissen von Bedeutung. So hat Herr Lunkewitz als mittelbarer Gesell­

schafter der Schuldnerin die Verlagsräurnlichkeiten am Hackeschen Markt 

vermietet (hierzu näher unten D.VII.). Des Weiteren hat Herr Lunkewitz 

Bürgschaftserklärungen gegenüber der Berliner Bank (hierzu unten D.IIL1.) 

und der W A (hierzu unten D.IV.) abgegeben. Zugleich erhebt er bzw. die 

von ihm beherrschte Alte Verlags GmbH Ansprüche gegenüber der Insol­

venzschuldnerin aus Urheberrechtsverletzungen (hierzu unten D3L), die im 

Falle ihres Bestehens ebenfalls den sich aus dem Eigenkapitalersatzrecht er­

gebenden Beschränkungen unterworfen sein könnten. 

In allen vorgenannten Rechtsverhältnissen, insbesondere aber in Bezug auf 

die in der Vergangenheit geleisteten Mietzahlungen, stellt sich die Frage, ab 

welchem Zeitpunkt eine wirtschaftliche Krise der Schuldnerin im Sinne des 

§ 32 a Abs. 1 GmbHG und damit eine eigenkapitalersatzrechtliche Verstri­

ckung eingetreten ist Rückblickend könnte man sich auf den Standpunkt 

stellen, dass die Schuldnerin sich aufgrund der fehlenden Ausstattung mit 

dem erforderlichen Verlagsvermögen von Beginn an in einer solchen Krise 

befand. Allerdings setzt die Anwendbarkeit des Eigenkapitalersatzrechts 

auch voraus, dass die krisenbegründenden Umstände für die Gesellschafter 

erkennbar waren, auch wenn insoweit ein objektiver Maßstab gilt (vgl. Hei­

dinger, in: MichalsM, GmbHG, §§ 32 a, 32 b Rn. 108 ff.). Weil das Kammer­

gericht sich in der Entscheidung vom 05.05.1998 noch auf den Standpunkt 
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gestellt hatte, dass die Schuldnerin nach Maßgabe des Treuhandgesetzes ent­

standen ist, durfte die Schuldnerin — wie es auch in den Jahresabschlüssen 

bis-2003-vermerkt-ist—zunächst-davon-ausgehenj-dass-sie -durch-die-juristiV 

sehen Auseinandersetzungen zwischen Herrn Lunkewitz und der BvS nicht 

berührt wird. Auch ist im Jahr 2003 durch den von Herrn Lunkewitz erklär­

ten Föfderungsverzichtlu^ beseitigt worden-(s. o. 

C.TX2.). Eine neue Bewertung dürfte jedoch mit der Entscheidung des 

-Landgerichts Frankfurt am Main vom 18.11.2005 erforderlich geworden 

sein, weil die^Schuldnerin auf der Grundlage dieser Entscheidung davon 

ausgehen musste, dass sie nicht Eigentümerin wesentlicher Betriebsmittel ist 

d) Finanzplankredit 

Aufgrund der fortbestehenden Liquiditätsprobleme der Schuldnerin be-

schloss die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH auf einer Gesellschafterver­

sammlung am 02.08.2007, die Liquidität der Schuldnerin nach Maßgabe ei­

nes von dieser vorgelegten IJquiditätspkns zu sichern. Der Liquiditätsplan 

sah nach meinen bisherigen Erkenntnissen vor, dass das benötigte Volumen 

von 5,0 Mio. € teils durch ein Darlehen der IBB, das möglicherweise durch 

private Vermögensgegenstände von Herrn Lunkewitz besichert, teils durch 

Gesellschafterdarlehen aufgebracht werden sollte. In der Folgezeit sind nach 

meinen bisherigen Erkenntnissen zwar von der BFL Beteiligungsgesellschaft 

mbH liquide Mittel in Höhe von 1,287 Mio. € zur Verfugung gestellt wor­

den, zu der Ausreichung eines Darlehens durch die IBB kam es jedoch nicht 

mehr. Soweit durch den Gesellschafterbeschluss der BFL Beteiligungsgesell­

schaft mbH ein Finanzplankredit zustande gekommen ist, würde ein noch 

offener Zahlungsanspruch durch die Insolvenz der Schuldnerin nicht be­

rührt werden (vgl BGH, Urteil vom 28.06.1999 - II ZR 272/98 = ZIP 

1999, S. 1263 ff.), so dass im eröffneten Verfahren die entsprechenden 

Sachverhaltsermitdungen fortzusetzen sein werden. 
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Ges chäftsfuhriing und Vertretung 

a)—GescMftsführer 

Geschäftsführer der Schuldnerin waren bis August 2008 Herr Thomas Er¬

- ben und Herr IkseJStrjenrDie Geschärtsmhrer waren nur gerneinschäMch 

oder einzeln in Gemeinschaft mit dem Prokuristen vertretungsbefugt Beide 

Geschäftsführer waren von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit 

Aufgrund der zunehmenden Differenzen zwischen Herrn Lunkewitz und 

den bisherigen Geschäftsführern hat jenerals Geschäftsführer der BFL Be-

teiligungsgeselkchaft mbH auf einer Geselk<±afterversammlung im August 

2008 die bisherigen Geschäfbfuhrer abberufen und sich selbst zum neuen 

Geschäftsführer der Schuldnerin bestellt Die Beendigung der Organstellung 

berührte nicht die parallel bestehenden Dienstverträge, auf deren Grundlage 

Herr Erben und Herr Strien weiterhin für mich das operative Geschäft ver­

antwortungsvoll leiten. 

b) Prokura 

Prokura erhielt Herr Reinhard Röhn, wohnhaft Behmstraße 75 in 10439 

Berlin. 

Beteiligungen und verbundene Unternehmen 

Die Schuldnerin ist wie folgt eingebunden in eine Gruppe von Gesellschaften, die 

im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Aufbau-Verlages stehen: 
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Gestrichelte Tinie = fremde 
Person 

a) Beteiligungen der Schn1dnf.ri« 

aa) Der Audio Verlag GmbH (DÄV) 

Die „Der Audio Verlag GmbH« ist 1999 von der Schuldnerin gegrün­

det worden, um das aufkommende Marktsegment „Hörbücher" zu er­

schließen. Die gesellschafbrechtHchen Verhältnisse stellen sich gegen-
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wärtig wie folgt dar. 

_ Insolverizschulanerin 

Insolverizschulanerin 

SWR Holding GmbH 

WDR Media Group Audio GmbH 

Spiegel-Verlag GmbH & Co. K G 

RBB Media GmbH 

RBB Media GmbH 

SUMME (Stammkapital) 

_ 12.500,00 € 

500,00 € 

11250,00 € 

11250,00 € 

12.500,00 € 

1.000,00 € 

1.000,00 € 

50.000,00 € 

Zur Besicherung eines vorder Spiegel-Verlag Rudolf Augstein GmbH 

& Co, K G (un Folgendem „SPIEGEL") gewährten Darlehens in Höhe 

von 700.000,00 € hat die Schuldnerin ihre beiden Anteile mit Vertrag " 

vom 20.09.2005 (UR-Nr. 211/2005 der Notarin Ute Gentz) verpfändet 

(zum Rechtsverhältnis mit dem SPIEGEL näher unten D.HI.4.). 

Der Gesellschaftsvertrag des D A V sieht in § 12 vor, dass eine Anteils­

veräußerung der Zustimmung der Geselkchafterversarrrmlung bedarf 

und dieMitgesellschafter ein Vorkaufsrecht haben. 

bb) Leseland GmbH 

Die Leseland GmbH ist im Jahr 2000 von der Schuldnerin errichtet 

•. worden, um einen direkten Vertriebsweg zum Endkunden zu eröffnen. 

Die Leseland GmbH betreibt seit ihrer Gründung die im Erdgeschoss 

des Verlagsgebäudes am Hackesche Markt befindüche Buchhandlung. 

Die Gesellschafterstruktur der Leseland GmbH stellt sich gegenwärtig 

wie folgt dar: 
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Lisohrenzschuldnerin 18.750,00 € 

Frau Silke Stempel 6.250,00 € 

S U M M E (Stammkapital) * _ _25J>00,00_6 

Der Geschäftsanteil der Schuldnerin an der Leseland GmbH ist unbe­

lastet Nach § 11 des Gesellschaftsvertrages hat die Mitgeselkchafterin 

ein Vorkaufsrecht ' 

b) Verbundene Unternehmen 

aa) Aufbau Media GmbH 

Das Lizenzgeschäft der Aufbau-Gruppe wird aufgrund der in diesem 

Geschäft stets bestehenden rechtlichen Risiken von einer Schwesterge­

sellschaft, der Aufbau Media GmbH, betreut Diese Schwestergesell­

schaft ist in den laufenden Verkaufsprozess einbezogen, kann also auf 

der Grundlage der mit Herrn Lunkewitz erzielten Verständigung im 

Zuge eines share-deals dem Erwerber des Aufbau-Verlages verschafft 

werden. 

bb) Alte Verlags GmbH 

In die Alte Verlags GmbH hat Herr Lunkewitz mit Vertrag vom 

15.05.2008 die Rechtsposition überführt, die er seinerseits vom Kultur­

bund erworben hat 

0, 

II. Arbeitnehmer und Insolvertzgeld 

Die Schuldnerin beschäftigte per August 2008 65 Arbeitnehmer, davon eine Auszubil­

dende. Die Beschäftigungsverhältnisse sind sämtlichst ungekündigt Die Löhne und 

Gehälter hat die Schuldnerin bis einschließEch Mai 2008 bezahlt Für den Zeitraum 
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von Juni bis August 2008 erfolgte mit Zustimmung der Bundesagentur furArbeit eine 

Vorfinanzierung der Insolvenzgeldansprüche. DieNetto-Ix>hnforderungen aus diesem 

-Zdtiaum,-cHe-äch-auf-insge^ §§ 183,-187 SGB. 

III auf che Bundesagentur für Arbeit über. 

III. Bankverbindungen / Darlehen 

1. Berliner Bank 

Hausbank der Schuldnerin ist die Berliner Bank, die folgende Konten führt: 

4381390900 KoQtokorrentkonto . / . 2.075.176,66 € 30.05.08 
4387905500 Koatokorrentkonto . / . 8.035,60 € 30.05.08 
4390503000 Kontokorrentkonto . / . 75.935,41 € 30.05.08 
Gesamt . / . 2.159.147,67 € 

Die Bank hat am 30.05.2008 die Geschäftsverbindung zur Schuldnerin fristlos 

gekündigt. 

Aus dem Vermögen der Schuldnerin erfolgte zur Besicherung des Kreditengage­

ments eine Sicherungsübereignung der Buchbestände im Auslieferungslager der 

W A . Als weitere Sicherheit steht der Berliner Bank eine betragsmäßig unbe­

schränkte Bürgschaft von Herrn Lunkewitz zur Verfügung. Weil Herr Lunkewitz 

auch als mittelbarer Gesellschafter den Bindungen des Eigenkapitalersatzrechts 

unterliegt (vgl. B G H , Urteil vom 21.11.2005 - I I ZR 277/03 = ZIP 2005, S. 279, 

282), muss die Berliner Bank gemäß § 32 a Abs. 2 GmbHG im Rahmen des In­

solvenzverfahrens zunächst Befriedigung aus der Bürgschaft suchen. Nur inso­

weit, wie sie bei der Befriedigung aus der Bürgschaft ausfällt, nimmt sie an einer 

etwaigen Verteilung im Insolvenzverfahren teil. 

GimchteriJLdoc Seile 39 von 6S 



2. Dresdner Bank 

Ein weiteres Konto fuhrt die Schuldnerin bei der Dresdner Bank 

107678400 Kontokorrentkonto 178.507,14 € 02.06.08 

Die Dresdner Bank hat das bestehende Guthaben zwischenzeitlich zugunsten 

meines Sondertreuhandkontos ausgekehrt. 

IBB 

Mit der IBB hat die Schuldnerin 2007 Verhandlungen aufgenommen, um zusätz­

liche liquide Mittel zu erhalten. Die Verhandlungen führten dazu, dass die EBB 

am 14.12.2007 eine Darlehenzusage in Höhe von 1,0 Mio. € erteilte. Wie dieses 

Darlehen, das nicht abgerufen wurde, besichert werden sollte, konnte ich bislang 

nicht klären. 

Nach Bekanntwerden des Insolvenzantrages hat die IBB das Darlehen fristlos 

gekündigt und macht nunmehr Forderungen aus Bearbeitungsgebühren und Be­

reitstellungsprovisionen in Höhe von 32.500,00 € geltend. 

4. SPIEGEL 

Mit Vertrag vom 07.09.2005 hat der SPIEGEL der Insolvenzschuldnerin ein 

Darleherrüber 700 T€ ausgereicht, das durch die Verpfandung der beiden Ge­

schäftsanteile der Schuldnerin am D A V (UR-Nr. 211/2005 der Notarin Ute 

Gentz, Berlin) besichert wurde. Bereits mit Schreiben vom 28.04.2008 hatte der 

SPIEGEL dieses Darlehen gekündigt 
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IV. W A 

ff.' 

1. Buchvertrieb 

Über die zum Bertelsmann-Konzern gehörende W A organisiert die Schuldnerin 

die Auslieferung ihrer Bücher. Anfänglich beschränkte sich die Tätigkeit der W A 

auf eine — für die Verlagsbranche typische — Dienstieistungsfunktion, indem die 

W A Bestellungen des Buchhandels entgegennimmt, die Auslieferungen der be­

stellten Bücher sowie die Lagerhaltung vornimmt und die entsprechenden Ab­

rechnungen gegenüber dem Buchhandel erstellt Mit dieser Diensrieistung geht 

grundsätzlich keine Kreditierung einher. Auszahlungen an den jeweiligen Verlag 

erfolgen also grundsätzlich erst dann, wenn der Buchhandel seinerseits an die 

W A gezahlt hat 

2. Factoring 

F4 

Wegen ihrer zunehmenden Hcnriditätsprobieme hat die Schuldnerin mit Vertrag 

vom 28.09./02.10.2006 mit der W A zugleich ein Factoringverhältnis begründet 

Tm Zuge dieses Factoringverhältnisses, das sich aufgrund des von der W A über­

nommenen Delcredererisikos als echtes Factoring darstellt (vgl zur Differenzie­

rung zwischen echtem und unechtem Factoring Palandt/Grüneberg, BGB, 66. 

Auflage, § 398 Rn. 35 ff.), hat die W A bis zur Insolvenzantragsteflung die von 

der Schuldnerin durch den Abverkauf ihrer Bücher begründeten Forderungen 

._ angekauft und in Höhe von 70 % bevorschusst Per 31.05.2008 war die W A auf 

der Grundlage des Factoringverhältnisses mit einem Betrag in Höhe von 1,8 Mio. 

€ in Vorleistung gegangen, dem ein nomineller Forderungsbestand in Höhe von 

2,6 Mio. € gegenüberstand. 
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. 3. Abwicklung während der vorläufigen Verwaltung; 
i 

Nach meiner Bestellung zum vorKufigen Insolvenzverwalter war es eine der vor¬

dringlichsten Aufgaben hinsichtlich des operativen Geschäfts, die Fortsetzung 

des Factoringverhältnisses zu organisieren, was gelang. 

Im Rahmen der vorläufigen Verwaltung ist der „Alt-Buchungskreis" sukzessive 

abgewickelt worden, indem der Buchhandel Zahlungen auf die von der W A an­

gekauften und damit ihrem Aussonderungsrecht (§ 47 InsO) unterfallenden For­

derungen geleistet hat. Hierbei war auch zu beachten, dass die Schuldnerin - wie 

für die Verlagsbranche typisch — einem Remissionsrisiko ausgesetzt ist, weil der 

Buchhandel auf der Grundlage der Regelungen in der Verkehrsordnung für den 

ĵ p̂ - Buchhandel des Börsenvereins von den mit den Verlagen geschlossenen Kauf­

verträgen zurücktreten kann. Dieses Remissionsrisiko beläuft sich durchschnitt­

lich auf ca. 20 % der Umsätze, so dass die nominell begründeten Forderungen in 

diesem Urnfang von vornherein nicht werthaltig sind. 

Im Rahmen der Abwicklung des Alt-Buchungskreises ist der von der W A be-

vorschusste Betrag zwischenzeitlich vollständig zurückgeführt worden und ein 

darüber hinausgehender Betrag in Höhe von 523.966,05 € per 22.08.2008 bei der 

W A eingegangen Diesen Betrag hat die W A grundsätzlich noch nach § 433 

Abs. 2 BGB an die Insorrenzroasse als Restkaufpreis für die angekauften Forde­

rungen des Alt-Buchungskreises auszukehren. 

Parallel mit der Abwicklung des Alt-Buchungskreises ist auch eine Bürgschaft 

von Herrn Lunkewitz gegenüber der W A freigeworden. Hierzu wird im eröffne­

ten Verfahren zu prüfen sein, ob sich aus der Rückführung ein Erstattungsan­

spruch nach § 32 b Satz 1 GmbHG ergibt Dabei wird sich u. a. die Frage stellen, 

ob ein echtes Factoringgeschäft als darlehensgleiches Rechtsgeschäft im Sinne 

des Eigenkapitalersatzrechts behandelt werden kann (kritisch hierzu: OLG Köln, 

ZIP 1986, S. 1585 ff.). 

Gegenüber dem Alt-Buchungskreis ist die Vorfinanzierungsquote auf 60 % her­

abgesetzt worden, so dass sich — die ordnungsgemäße Abwicklung des Neu-
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Buchungskreises vorausgesetzt — eine entsprechend höhere Kaufpreisforderung 

bflden/würde. Gegenwärtig hat die W A im Rahmen des Neu-Buchungskreises 

^rdpnwgem-m-Höhe-vnn_ca._3,0Mio. € angekauft und diese mit ca. 1,8 Mio. € 

bevorschusst 

V . Finanzamt 

Die Schuldnerin wird beimFinanzamt für Körperschaften II unter der Steuemummer 

37/210/10045 veranlagt. Urosatzsteuerverbmcffidikeiten sind vermutlich nur in ver­

gleichsweise geringem Timfang zu berücksichtigen, weil die Schuldnerin in der Regel 

Vorsteuer mit einem Steuersatz von 19 % geltend machen kann, während ihre eigenen 

steuerbaren Lieferungen nach § 12 Abs. 2 Nr. 7 UStG dem ermäßigten Steuersatz von 

7 % unterliegen. Ich berücksichtige daher zunächst allein die Vorsteuerbettäge, die die 

Schuldnerin nach Maßgabe der Soll-Versteuerung geltend gemacht, hat, obwohl die 

entsprechenden Lieferungen oder Leistungen nicht vergütet worden sind. Unter 

Zugrundelegung des Kreditorenveizdchnisses ergibt sich ein Betrag von schätzungs­

weise 390 T€. 

VI. Sozialversicherungsträget und Künstlersozialkasse 

Die beteiligten Sozialversicherungsträger werden als Einzugsstellen im Sinne des § 208 

SGB III für den Insolvenzgeld-Zdtraum Bdtragsfotderungen in Höhe von ca. 

250.000,00 € geltend machen. In diesem Schätzbetrag sind auch Künsdersozialabga-

ben enthalten, die die Schuldnerin als Verkgsuntemehmen nach Maßgabe des KSVG 

an die Künsdersozialkasse zu entrichten hat 

VII. Mietverträge 

1. Bürohaus „Hackescher Markt" 

Die. Verkgsräurnlichkdten am Hackeschen Markt (Neue Promenade 6, 10178 

Berlin) sind von dem mittelbaren Gesellschafter Lunkewitz angemietet, der mit 
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der Verwaltung der Immobilie die Neue .Hausbau GmbH beauftragt-bat Der 

monatlich geschuldete Mietzins (brutto) belief sich zuletzt auf25.008,19 € und ist 

. 3is_eroscrdießhchAprü2^ 

AG Gutachtcn.2jioc 

Soweit in der Vergangenheit eine eigenkapitalersatzrechtKche Verstrickung des 

Mtetrcrhältnisses eingetreten ist (zur Bebandlur^ von Nutzungsverhatnissen als 

darlehensgleiche Rechtsgeschäfte vgl Baumbach/Hueck, GmbHG, 18. Auflage, 

§ 32 a Rn. 32), könnte die von der Schuldnerin an Herrn Lunkewitz gezahlte Mie­

te gemäß § 135 Nr. 2 InsO für die Zeit ab Juni 2007 und nach den parallel an­

wendbaren Rechtsprechungsregeln (§§ 30, 31 GmbHG analog) sogar für die 

Dauer von 5 Jahren zurückgefordert werden. Eine zeitliche Begrenzung - das 

Vorliegen einer eigenkapitalersatzrechtKchen Verstrickung vorausgesetzt - würde 

sich also allein aus den Veriährungsregeln ergeben, wobei zu beachten wäre, dass 

bis zur Neufassung des § 31 Abs. 5 GmbHG durch das Gesetz zur Anpassung 

von Verjährungsvorschnften an das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts 

eine grundsätzlich 5-jährige Verjährungsfrist galt Gerade in Bezug auf das Miet­

verhältnis Stent sich indessen freilich die Frage, ab welchem Zeitpunkt eine wirt­

schaftliche Krise im Sinne des § 32 a Abs. 1 Satz 1 GmbHG eingetreten ist und 

dies objektiv erkennbar war (hierzu ausführlich oben D.I.2.c)). 

2. Wohnhaus „Fricdrich-Engels-Straße" 

Als Zwischenmieter fungiert die Schuldnerin in Bezug auf das Wohnhaus in der 

FriecMch-Engels-Straße 73 in 13156 Berlin. Die Schuldnerin hat die Immobilie 

von der BFL BeteiligungsgeseUschaft mbH angemietet und als Werkdienstwoh­

nung an den früheren Geschäftsführer der Schuldnerin, Herrn Rene Strien, wei­

tervermietet Der von Herrn Strien geschuldete monatliche Mietzins ist auch im 

Rahmen der vorläufigen Verwaltung ordnungsgemäß entrichtet worden, während 

an die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH seit Mai 2008 keine Mietzahlungen 

mehr erfolgt sind 

J 



VIII. Leasing- und Pmarmerangsverträge . 

i 
Leasingyerttäge hat die Schuldnerin zum einen in Bezug auf verschiedene Bürogegens­

tände (z. B. Computer und Kopierer) und zum anderen in Bezug auf ihren Fuhrpark 

abgeschlossen, der vor allem für die Vertriebsmitarbeiter unterhalten werden muss. 

Zahlungsrückstände bestehen insoweit nicht. Ln Rahmen der vorläufigen Verwaltung 

wurden entsprechende Nutzungsentschädigungen gezahlt, um das Aussonderungs­

recht der Leasinggeber abzuwenden. 

IX. Autoren und Lizenzgeber 

Zentrale rechtliche Grundlage für das Verkgsgeschäft sind die Nutzungsrechte an Ur­

heberrechten, die der Schuldnerin durch Verlags- oder Lizenzverträge eingeräumt 

werden. L i wirtschaftlicher Hinsicht ist für diese Rechtsverhältnisse kennzeichnend, 

dass zu Beginn des •Vertrages an den Autor bzw. sonstigen Lizenzgeber in der Regel 

ein fixer Vorschuss gezahlt wird, der nicht zurückzuzahlen ist, wenn die Verwertung 

des Werkes hinter den Erwartungen zurückbleibt und damit der umsatzabhängige 

Vergütungsanspruch des Urhebers (Tantieme) betragsmäßig nicht den bereits gezahl­

ten Vorschuss erreicht Ist durch entsprechenden Abverkauf des Werkes hingegen der 

Vorschussbetrag verbraucht, so hat der Autor bzw. Lizenzgeber eine darüber hinaus­

gehenden Vergütungsanspruch, über den der Verlag in der Regel jährlich, teilweise 

auch halbjährlich abrechnet 

Bilanziell schlagen sich die Rechtsverhältnisse zu den Autoren und Lizenzgebern 

dementsprechend sowohl auf der Aktiv- als auch auf der Passivseite nieder. Auf der 

Aktivseite sind die gezahlten Vorschüsse aktiviert, wobei sie in der Bilanz per 

31.12.2006 als sonstige Vermögensgegenstände, in der vorläufigen Bilanz per 

31.12.2007 als Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (Buchungskonto 1407) 

erfasst wurden. Wertmäßig beHefen sich diese Vorschusszahlungen per 31.12.2007 auf 

3.111.773,95 €. Auf der Passivseite sind vor allem ausstehende Tantiemen zu berück­

sichtigen, wenn der Vorschussbetrag bereits verbraucht ist. Über die im Jahr 2007 ab­

verkauften Werke hat der Verlag zwar bereits gegenüber den Autoren bzw. Lizenzge­

bern abgerechnet, die entsprechenden Zahlungen jedoch im Wesentlichen nicht geleis-
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tet Wähtend sich die offenen Vemkdlichkeiten per 31.12.2007 auf ca. 536 T€ belau­

fen, habin sie sich durch die weitere Verlagstätigkeit im Jahr 2008 erhöht, auch wenn 

-4ie-s ich^us-ergeben^ 

aus, dassper 31.08.2008 mit offenen Autorenhonoraren in Höhe von 1,51 Mb. € zu 
kalkulieren ist. 

UrheberfPchtsverletoirigPT. 

Nachdem Herr Lunkewitz die rechtskräftige Feststellung erlangt hatte, dass er über 

den Kulturbund der Rechts- und Vermögensnachfolger des ursprünglichen Aufbau-

Verlages geworden ist, hat er gegenüber der Mver^chuldnerm einen Schadenser­

satzanspruch aus rechtswidriger Nutzung von Verlags- und Markenrechten sowie 

rechtswidriger Lizenzvergabe ia Höhe von insgesamt ca. 48,8 Mio. € geltend gemacht 

Zwar ist im Rahmen der mit Herrn Lunkewitz getroffenen Vereinbarung auch geregelt 

worden, dass der Verlagsbetrieb seit Anordnung der vorläufigen Verwaltung auf gesi­

cherter rechtlicher Grundlage erfolgt Die Verlagstätigkeit in der Vergangenheit ist je­

doch ausgeklammert worden, so dass davon auszugehen ist, dass entsprechende Scha­

densersatzansprüche im Rahmen des Insolvenzverfahrens durch Anmeldung zur Ta­

belle weiterhin gegenüber der Schuldnerin verfolgt werden. Im Rahmen des Verfah­

rens nach §§ 174 ff. InsO wird daher aller Voraussicht nach zu klären sein, ob derarti­

ge Ansprüche nach dem UrhG, VedG oder dem MarkenG auch unter Berücksichti­

gung der besonderen gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse bestehen bzw. diese im Fal­

le ihres Bestehens als besonderer Fall der eigenkapitalersatzrechdichen Nutzungsüber­

lassung nur nachrangig gegenüber den Forderungen der anderen Gläubiger geltend 

gemacht werden können (vgl § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO). 

X I - Lieferanten und Vrtanrgor 

Die Schuldnerin bezieht in dem für ein Verlagsunternehmen typischen Umfang 

Fremdleistungen, wobei allerdings aufgrund der nguiditätsprobleme in überdurch­

schnittlichem Umfang Lieferantenkredite in Anspruch genommen worden sind Wirt­

schaftlich am bedeutsamsten ist das Verhältnis zu den Druckereien, die aus den bis 
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zur Anordnung der vorläufigen Verwaltung erbrachten lieferungen offene Forderun­

gen in Höhe* von insgesamt ca. 1,7 Mio.-€ haben. Weil die Druckereien aufgrund des 

verembarten-einfachen-Figentum 

zahlten, zum Zeitpunkt der Anordnung der vorläufigen Verwaltung von mir vorge­

fundenen Büchern haben, habe ich mich mit den Druckereien darauf verständigt, dass 

~ diese BücheFimTtahmen'des üblichen Geschäftsgangs abverkauft und aus den Erlö--

sen die entsprechenden Druckkosten nach Maßgabe der mit den Druckereien verein­

barten Stückpreise vergütet werden. Unter Zugrundelegung der von mir zum Zeit­

punkt der Anordnung der vorläufigen Verwaltung vorgefundenen Buchbestände sind 

die offenen Forderungen der Druckereien dementsprechend in Höhe von ca. 777 TS 

werthaltig, wenn sämtliche Buchbestände, sei es im gewöhnlichen Geschäftsgang oder 

im Rahmen einer übertragenden Sanierung, abverkauft werden können. 

Über die beteiligten Druckereien hinaus sind weitete Verbindlichkeiten aus Lieferun­

gen und Leistungen mit 1,4 Mio. € zu veranschlagen. Hinsichtlich dieser Forderungen 

sind keine Sicherungsrechte zu beachten. 

XII. Vertriebskooperation 

Weil die Schuldnerin als unabhängiges Verlagsunternehmen im Verhältnis zu Wettbe­

werbern stets mit einem hohen Anteil fixer Kosten konfrontiert war, hat sie sich stets 

um Kooperationen bemüht, die insbesondere im Vertrieb umgesetzt werden konnten. 

Die im Wesentlichen angestellten Vertriebsmitarbeiter der Schuldnerin bewerben 

dementsprechend auch Bücher der Kooperationspartner (Boje Verlag, Fackelträger 

Verlag Osburg Verlag), wofür die Schuldnerin auf der Grundlage der geschlossenen 

Kooperationsverträge, die sich rechtlich als Handelsvertreterverträge darstellen, Provi­

sionen beanspruchen kann, die zu einem zusätzlichen Deckungsbeitrag führen. 
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E- FESTSTELLUNGEN 7,11 D E N INSOT.VENZGRÜNDEN - ... 

/ 

!• Insolvenzgrund der Übetscfaiildung r$ t9 TnsO) 

.. ??ie Schukmerin ist überschuldet. Ihr Vermögen deckt dieVerbindMchkeiten nicht 

mehr. 

Ihre Vermögenswerte habe ich bei der folgenden Übers chuldungsbiknz nach Fortfüh­

rungswerten aktiviert, weil auf der Grundlage der mit Herrn Lunkewitz getroffenen 

Vereinbarung ein Erhalt des Aufbau-Verlages und die Realisierung der Fortführungs­

werte im Rahmen einer übertragenden Sanierung denkbar ist 

In der Uberschuldungsbilanz ist zudem dargestellt, ob die Vermögenswerte von Aus­

oder Absonderungsrechten gemäß §§ 47,48 InsO belastet and, um die freie Masse zu 

berechnen. Infolge der Entscheidung der Frankfurter Gerichte sind Aussonderungs­

rechte vor allem auch insoweit zu beachten, wie Rechte vor der Entstehung der Insol­

venzschuldnerin begründet worden sind, weil diese Rechte dem Kulturbund zustan­

den, der sie Herrn Lunkewitz übertragen hat. 

Ansprüche und Verbindlichkeiten, die erst mit Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 

entstehen, sind nicht erfasst, sondern werden erst bei der Kostendeckungsrechnung 

nach § 26 InsO unter Ziffer F. III dieses Gutachtens berücksichtigt " 

Danach errechnet sich folgende Uberschuldungsbilanz: 
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-Aktiva- _daronJreie_Masse_ 

CA 

1. Ausstehende Einlagen 25.564,59 € 25.564,596 

2. Anlagevermögen 
• a) Immaterielles -Vermögen .- . 

Marken- und Kennzeichertrechte 2.500.000,00 e 500.000,006 
Verlags- und Lizenzrechte 2.000.000,00 € 1.000.000,00 € 

b) Immobiliarvermögen 0,00 € 0,00 € 

c) Bewegliches Anlagevermögen 
30.972,50 € Betriebs- und Geschäfeausstattung 39.097,50 € 30.972,50 € 

Fahrzeuge 4Z8'00,00€ 1.200,00 € 

d) FinanTanlagen 
Leseknd GmbH . 167.469,91 € 167.469,91 € 

DAV 336.000,00 € 0,00 € 

3. Umlaufvermögen 
a) Buchvorräte 1.200.000,00 € 200.000,00 € 
b) Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

Gegenüber Buchhandel 3.000.000,00 € 0,00 € 
Gegenüber W A 623.966,05 € 623.966,05 € 
Honorarvorauszahlungen 1.000.000,00 € 1.000.000,00 € 
Sonstige Forderungen 100.000,00 € 100.000,00 € 

c) Barvermögen (Bank/Kasse) 0,00 € 0,00 € 
4. Sonstiges Vermögen 3,00 € 3,00 € 
5. Sondertreuhandkonto 943354,67 € 943354,67 € 

S U M M E 11978.255,72 € 4.592.530,72 € 

Passiva davon ungesichert 

1. Aus Lieferungen und Leistungen 3.100.000,00 € 2.323.000,00 € 

2. Honorare und Lizenzen 1.510.000,00 € 1.510.000,00 € 

3. Darlehen und Kredite Z891.647.67C Z332.647.67 € 

4. Steuern und Abgaben 390.000,00 € 390.000,00 € 

5. Netto-Löhne 0,00 € 0,00 € 

6. InsG gem. §§ 183 SGB III 350.000,00 € 350.000,00 € 

7. Beiträge zur Sozialversicherung 225.000,00 € 225.000,00 € 

8. Factor/Leasinggeber 3.049.725,00 € 0,00 € 
9. Herausgabeanspruch d Kulturbund-Nachfolgers 3.000.000,00 € 0,00 € 

S U M M E 14.516.372,67 € 7.130.647,67 € 

10. Schadensersatz aus Uiheberrechtsverletzungen 

S U M M E 

48.800.000,00 € 
63.316.372,67 € 

48.800.000,00 € 
55.930.647,67 € 
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Die Wertansätze basieren auf folgenden Ermitdungsergebnissen: 

-3b—ErHuterungpderAktiva-

a) Einlagen 

Das Stammkapital der Schuldnerin ist jedenfalls insoweit nicht ordnungsge­

mäß aufgebracht worden, wie infolge der rechtsirrigen Annahme der An­

wendbarkeit des Treuhandgesetzes eine Einlageleistung auf das auch im 

Handelsregister ausgewiesene Stammkapital in Höhe von ursprünglich 

50.000,00 D M (= 25.564,59 €) nicht erfolgt ist. Ob sich ein weitergehender, 

auf die Ausstattung der Schuldnerin entsprechend der DM-Eröffhungsbilanz 

gerichteter Einlageanspruch begründen lässt (hierzu oben DJ.2.a)), muss im 

eröffneten Verfahren geklärt werden. 

b) A nkppTrprmögen 

aa) Immaterielles Vermögen 

In ihrer nach HGB aufgestellten Handelsbilanz per 31.12.2007 hat die 

Schuldnerin immaterielle Vermögensgegenstände allein in Höhe von 

46.144,02 € aktiviert, wobei dieser Wert im Wesentlichen auf Software­

lizenzen beruht. Anders als in der Handelsbilanz nach HGB, die von 

dem Reafoationsprinzip und dem Aktivierungsverbot für selbst ge­

schaffene immaterielle Werte (vgl. § 248 Abs. 2 HGB) bestimmt wird, 

sind in einer insolvenzrechtlichen Uberschuldungsbilanz auch die im­

materiellen Vermögenswerte zu aktivieren, die mit dem Verlagsbetrieb 

verbunden sind: 

(1) Marken- und Kennzeichenrechte 

Während die Marke ,Aufbau-Verlag" ursprünglich durch Ver­

kehrsgeltung entstanden ist, hat die Schuldnerin in den letzten Jah­

ren auch die Eintragung der wesentlichen Markenrechte beim 
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Deutschen Patent- und Maxkenamt (DPMA) betrieben. Unabhän­

gig davon, ob sich der Markenschutz gegenüber Dritten aus § 4 

- ^ r ^ - M a r k e n G - o d e r - ^ r ^ f e k e n G ergibt, ist der entspr^ 

chende Verkehrswert, der im Rahmen einer Veräußerung aufge­

deckt würde, in der uberschuldungsbilanz zu berücksichtigen. J^-

- ^ a ^ ^ ^ - r M & ^ ^ ^ d e m -tsprechenden... 

Signet kommt dabei eine hohe Kennzeichenkraft zu, die nicht we­

sentlich hinter anderen bedeutenden Vedagsmarken *ne Ro­

wohlt« oder „Suhrkamp" zurücksteht Auf der Grundlage der m-

dikativen Angebote potentieller Erwerber des Aufbau-Verlages 

schätze ich den Wert des Markenportfolios unter Beachtung des 

Vorsichtsprinzips zunächst auf 2,5 Mio. €. 

Für die freie Masse können Markenrechte freilich nur in dem Um­

fang eingestellt werden, wie nicht ein Dritter eine bessere Rechts­

position beanspruchen kann. Dies Hegt vor allem bei dem Marken­

recht .Aufbau-Verlag« nahe, weil dieses durch Verkebrsgeltung 

entstanden ist und dem Kulturbund zustand. Für die freie Masse 

stelle ich daher nur einen Betrag in Höhe von 500 T€ em. 

(2) Verlags-und Lizenzrechte 

Die Schuldnerin hat an einer Vielzahl von Urheberrechten ein 

Nutzungsrecht Soweit eine Nachfrage nach den entsprechenden 

Werken besteht, können durch den Abverkauf Erträge erwirtschaf­

tet werden. Modelltheoretisch ist der Wert dieses Rechtefundus 

dergestalt zu bestimmen, dass die mit den entsprechenden Werken 

einhergehenden Abverkäufe in der! nächsten Jahren sachgerecht zu 

schätzen und der geschätzte Zablungsstrom abzuzinsen tst (Dts-

counted-Cashflow-Methode). Vorliegend habe ich mich aus Ptak-

tikabüitätsgründen auch bei den Verlags- und lizenzrechten an 

den Bewertungen orientiert, die von potentiellen Erwerbern des 

Aufbau-Verlages im Rahmen des Bieterverfahrens bekundet wor-

Sott 51 vo» «3 



den sind und dementsprechend einen Wert von 2,0 Mio. € einge­

stellt 

Der von der Schuldnenn genutzte Rechtefundus unterliegt freilich 

insoweit einem Aussonderungsrecht von Herrn Lunkewitz bzw. 

.der ihm gegründeten Alte Verlags GmbH, wie die Rechte vor Ent­

stehung der Schuldnerin begründet worden sind. Zwar stellen die­

se Rechte rein zaUenrnäßig nur einen vergleichsweise kleinen Teil 

dar, wirtschaftlich betrachtet handelt es sich hierbei jedoch um 

„starke" Rechte, die regelmäßig noch mit Nachauflagen einherge­

hen. Für die freie Masse stelle ich daher allein den hälftigen Betrag 

in Höhe von 1,0 Mio. € ein. 

bb) Immobiliarvermögen 

Die Schuldnerin ist nicht Eigentumerin von Grundstücken oder hat 

Rechte an Grundstücken. 

cc) Bewegliches Anlagevermögen 

(1) Betriebs- und Geschäftsausstattung 

Die Schuldnerin verfügt über eine für ein Verkgsuntemehmen üb­

liche Betriebs- und Geschäfbausstattung, die sich im Wesentlichen 

j aus üblichen Einrichtungsgegenständen und Computern zusam-
1 mensetzt Der von mir beauftragte Sachverständige hat den Wert 

dieser Gegenstände unter Fortföhrungsgesichtspunkten mit 

39.097,50 € beziffert Insbesondere in Bezug auf die Kopiergeräte 

sind Aussonderungsrechte der Leasinggeber zu beachten, so dass 

für die freie Masse ein Wert von 30.972,50 € einzustellen ist 

(2) Fahrzeuge-

Im Vedagsbetrieb kommen insgesamt sieben Fahrzeuge zum Ein­

satz, wobei vor allem den einzelnen Vertriebsrnitarbeitern jeweils 
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ein Firmenwagen - überwiegend vom Typ Skoda - zugeordnet ist 

/ Den Wert dieser Fahrzeuge schätze ich - entsprechend dem Gut-

acbten-des^on^^^tegten Sachverständigen - mit 42.800,00 

€L Für die freie Masse ist hingegen allein ein Betrag von 1.200,00 € 

einzustellen, der auf einen im Eigentum des Verlages stehenden 

Pkw-vöm-Typ-Peugeot-Kombi entfänt-Die-weiteren_Fal^euge_ 

untediegen dem Aussonderungsrecht der beteiligten Leasinggeber. 

dd) Finanzanlagen 

(1) Leseland GmbH 

An der Leseland GmbH ist die Schuldnerin mit 75 % beteiligt Ei ­

ne Bestimmung des Wertes der Beteiligung ist bislang mit erhebli­

chen Unwägbarkeiten behaftet, weil ein Gutachten über den Un­

ternehmende* der Leseland GmbH nicht vorhegt und der Anteil 

der Schuldnerin an der Leseland GmbH im Rahmen des eingeleite­

ten Bieterverfahrens gegenüber anderen Vermögensgegenständen 

des Aufbau-Verlages von untergeordneter Bedeutung war. Orien­

tiert man sich zunächst an der Bilanz der Leseland GmbH per 

31.12.2007, so weist diese ein Eigenkapital in Höhe von 

223.293,21 € aus, das in Höhe von 75 % der Schuldnerin zuzuord­

nen ist In die überschuldungsbilanz stelle ich daher allein diesen 

Betrag ein, der zugleich auch als freie Masse zu berücksichtigen ist, 

weil Rechte Dritter an dem Geschäftsanteil nach meiner Auffas¬

sung nicht bestehen. 

(2) D A V 

Anders als zur Leseland GmbH ist beim D A V - im Auftrag des 

SPIEGEL - Anfang 2008 eine Untemehmensbewertung vorge­

nommen worden, die dem DAV insgesamt einen Wert von 1,293 

Mio. € zuweist Für die überschuldungsbilanz lege ich die Feststel­

lungen dieses Wertgutachtens zugrunde, so dass sich für die Insol-
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• Venzschuldnerin ein anteiliger Wert von 336 T€ ergibt Weil der 

/ Wert der beiden schuldnerischen Geschäftsanteile am DAV dem-

-entsprecbend-nnterli^ 

des SPIEGEL liegt, zu deren Besicherung die beiden GescMftsan­

teile an den SPIEGEL verpfändet worden sind, ist die Beteiligung 

"nicht "im RahmerTder Bestimmung deT^freien"Ma^e"zu""berücksich-

tigen. 

Umlaufvermögen 

aa) Buchvorräte 

Das Vorratsvermögen der Schuldnerin besteht vor allem aus den im 

Auslieferungslager der W A lagernden Büchern. In der Bilanz per 

31.12.2007 sind diese mit ca. 2,2 Mb. € aktiviert worden Während der 

Bilanzansatz auf den Anschaffungs- und Herstellungskosten, ggf ver­

mindert durch Abschreibungen, beruht, ist insolvenzrechtlich grund­

sätzlich maßgeblich, inwieweit die Bücher tatsächlich verwertbar sind 

oder sich als .Xadenhüter", also als unverwertbar erweisen. Weil sich 

die Lagerkosten bei der W A nach der Anzahl der eingelagerten Bücher 

bestimmen, werden derartige „Ladenhüter" zwar tegelmäßig im Rah­

men von sogenannten ,,Ramschrunden" aussortiert, womit buchhalte­

risch entsprechende Abschreibungen einhergehen, jedoch besteht hier 

ein nicht unerheblicher Ermessensspielraum, so dass der Bilanzansatz 

nicht mit dem tatsächlichen Marktwert harmonisieren muss. Aus Grün­

den der Vorsicht aktiviere ich die bei der W A lagernden Buchbestände 

mit einem Betrag von 1,2 Mio. €, wobei ich auch hier die Wertansätze 

berücksichtigt habe, die von potentiellen Erwerbern des Aufbau-

Verlages im Rahmen des Bieterverfahrens kommuniziert worden sind. 

Zur Bestimmung des Wertes der Buchbestände für die freie Masse ist 

zunächst zu berücksichtigen, dass ein nicht unerheblicher Teil dem 

Aussonderungsrecht der Druckereien unterfällt, die Druckereien also 
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aus den Erlösen, des Abverkaufs zunächst vorrangig anteilig zu befiie-

i djgen sind. Femer besteht eine Sicherungsübereignung der Buchbe-

stände^ugunsten Her Berliner Bank, die d c h j g n ä ß § 21 InsO freilich 

von vornherein nur auf die Bestände beziehen kann, die bereits per 

31.05.2008 im AusHeferungslager der W A vorhanden waren. Für die 

fxeieMasse-kann daher nur der im Rahmen der vodäufigenÄariSSg- -

aufgebaute und per 31.08.2008 vorhandene Buchbestand berücksichtigt 

werden, den ich vorsichtig zunächst auf200 T€ schätze. 

bb) Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

(1) Forderungen gegenüber Buchhandel 

Gegenüber dem Buchhandel bestehen gegenwärtig Forderungen in 

• Höhe von ca. 3,0 Mio. €, die jedoch an die W A als Factor ver­

kauft worden sind und daher deren Aussonderungsrecht unterlie­

gen, 

(2) Forderungen gegenüber der W A 

Aufgrund des mit der W A vereinbarten Factoringgeschäfts beste­

hen gegenüber dieser Kaufpreisfordetungea aus dem Abverkauf 

• der gegenüber dem Buchhandel begründeten Ansprüche. Der Alt-

Buchungskreis ist bereits im Wesentlichen abgewickelt, hier steht. 

somit grundsätzlich fest, dass ein Restkaufpreisanspruch in Höhe 

von 523.966,05 € gegeben ist, der zugleich freie Masse darstellt. 

Schwieriger ist die Bewertung des Neu-Buchungskreises. Zwar 

müsste sich Her ein noch höherer Restkaufpreisanspruch bilden, 

weil die Vorfinanzierungsquote 10 % niedriger ist als im Alt¬

Buchungskreis,. jedoch setzt dies voraus, dass sich im Neu-

Buchungskreis keine besonderen Risiken (wie z. B. eine höhere 

Remissionsquote) realisieren. Aus Gründen der Vorsicht schätze 

ich den im Neu-Buchungskreis gebildeten Restkaufpreisanspruch 
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zunächst auf ca. 100 T€, so dass ich insgesamt einen Betrag von 

I 623.966,05 € einstelle. 

(3) Honorarvorauszahlungen 

Die Schuldnerin hat' in der Vergangenheit Yorschusszahlungen an 

ihre Autoren oder Lizenzgeber geleistet. Buclrmäßig handelt es 

sich per 31.12.2007 um einen Betrag von ca. 3,1 Mio. €. 

Diese Vorschusszahlungen stellen ähnlich wie eine Darlehensfor­

derung dann einen Wert dar, wenn das Werk des Autors bzw. L i ­

zenzgebers weiter abverkauft wird, weil dann solange keine Tan­

tiemen bzw. Lizenzentgelte gezahlt werden müssen, wie der Vor­

schussbetrag nicht aufgebraucht ist Aus der Sicht eines potentiel­

len Erwerbers des Aufbau-Verlages vergrößert sich also die mit 

dem Abverkauf von Werken verbundene Gewinnmarge um den 

Anteil den ansonsten der Autor zu beanspruchen hätte. 

Schwierig ist die Bestimmung des Marktwerts dieser Vorauszah­

lungen, weil dieser davon abhängt, inwieweit die jeweils bevor-

schussten Werke noch verkäuflich sind. Aus Gründen der Vorsicht 

schätze ich zunächst, dass die Summe der Vorschusszahlungen nur 

zu ca. einem Drittel eine werthaltige Position darstellt, so dass ich 

in der Uberschuldungsbilanz einen Betrag von 1,0 Mio. € aktiviere. 

Hierbei handelt es sich zugleich um freie Masse. 

(4) Sonstige Forderungen 

Weil die Schuldnerin ihre Verlagstätigkeit im Wesentlichen über 

die W A abwickelt, bestehen nur in vergleichsweise geringem Um­

fang debitorische Forderungen, die die Schuldnerin selbst einzieht 

Derartige Forderungen werden vor allem im Lizenzgeschäft und 

gegenüber den Kooperationspartnern, die die Tätigkeit der 

Schuldnerin mit einer Provision vergüten, begründet Die einzel­

nen Debitorenpositionen, die sich nach dem Buchwerk gegenwär-
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ttg auf376.759,55 € belaufen, werden im eröffneten Verfahren zu 

^ klären sein. Weil ein wesentlicher Debitor der Schuldnerin der 

DAVTst-und-dessen-Zuknnft-auch-w -Bieter— 

Verfahrens beeinfhisst -wird, bewerte ich den Forderungsbestand 

zunächst nur mit 100 T€. Dieser Betrag stellt zugleich freie Masse 

dar. • r — - . 

cc) Bankguthaben und Kasse 

Lediglich auf dem Konto der Schuldnerin bei der Dresdner Bank be­

fand sich zum Zeitpunkt der Anordnung der vorläufigen Verwaltung 

ein Guthaben, das jedoch im Laufe des Antragsverfahrens zugunsten 

meines Sondertreuhandkontos ausgekehrt worden ist 

d) Sonstiges Vermögen 

In einer Uberschuldungsbilanz zu aktivieren sind dem Grunde nach auch 

Ansprüche der Schuldnerin, die dieser nach den Bestimmungen des Eigen­

kapitalersatzrechts oder auf der Grundlage eines Finanzplankredites zuste­

hen. Derartige Ansprüche kommen wie dargelegt auf der Grundlage der in 

der Vergangenheit an Herrn Lunkewitz geleisteten Mietzahlungen (hierzu 

oben D.VIL), der durch die weitere Tätigkeit der Schuldnerin enthafteten 

Bürgschaft von Herrn Lunkewitz gegenüber der W A (hierzu oben D.F7.) 

sowie mit Blick auf den Gesellschafterbeschluss vom 02.08.2007 (s: hierzu 

oben D.I.2.d)) ia Betracht. Der Bestand, der Umfang und die Werthaltigkeit 

derartiger Anspräche werden im eröffneten Verfahren weiter zu klären sein. 

In die Uberschuldungsbilanz stelle ich zunächst jeweils einen Erinnerungs­

wert in Höhe von 1,00 € ein. 

e) Sondertreuhandkonto 

Auf dem Sondertreuhandkonto befindet sich zum Zeitpunkt der Eröffnung 

ein Guthaben in Höhe von 943.354,67 € 



Edäuterung der Passiva 

/ 
Die im Überschuldungsstatus erfassten Passiva resultieren aus den oben (s. D) 

dargestellten Rechtsbeziehungen. Diese sind wie folgt zu erläutern: 

a) Verbindlichkeiten aus Lieferungen und T -etshingp*! 

Die ausgewiesene Summe von 3,1 Mio. € folgt im Wesentlichen aus der of­

fenen Postenliste per 31.05.2008. Bei der Bestimmung der ungesicherten 

Forderungen ist zu berücksichtigen, dass die beteiligten Druckereien wegen 

ihres Aussonderungsrechts aus einfachem Eigentumsvorbehalt eine Befrie­

digung in Höhe von ca. 777 T€ erhalten werden. 

b) Honorare und T.iy.pn?pn 

Der für offene Honorare und Lizenzen eingestellte Wert orientiert sich zu­

nächst an dem nach dem Buchwerk per 31.12.2007 offenen Wert (536 T€). 

Weil die Schuldnerin gegenüber den Autoren und Lizenzgebern im Wesent­

lichen jährlich abrechnet, die weiteren Honorare und Lizenzen aus 2008 also 

noch nicht im Buchwerk erfasst sind, ist der Gesamtbetrag sachgerecht zu 

schätzen, wodurch sich ein Betrag in Höhe von ca. 1,51 Mio. € ergibt 

c) Darlehen und Kredite 

Banken und der SPIEGEL erheben folgende Forderungen, die sich durch 

Zinsen noch erhöhen werden: 

Berliner Bank AG 2.159.147,67 € 2.159.147,67 € 1.936.147,67 € 
SPIEGEL 700.000,00 € 336.000,00 € 364.000,00 € 
m B 32.500,00 € 0,00 € 32.500,00 € 

SUMME 2.891.647,67 € 2.495.147,67 € 2.332.647.67 € 



/ 

Für die Überschuldungsbilanz ist die Bürgschaft von Herrn Lunkewitz un-

^eachtlich, weil eine erfolgreiche Ioanspruchnahrne nur zu einem Passiv-

tausch~fühlt_ffier7on"zu^ennenTst-die-Bedeut^ 

lung gemäß §§ 187 ff. InsO, weil hierbei der eigenkapitalersatzrechtliche 

Charakter von Bedeutung ist (vgL § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO). 

d) Steuern und Abgaben 

Diese Passivposition folgt aus der auf Seite 40 erläuterten Verpflichtung. 

e) Insolvenzgeld und Beiträge zur Sozialversicherung 

Aus den Arbeitsverhältnissen resultieren Lohnansprüche für die Monate Juni 

bis August 2008 in Höhe von ca. 350 T€. Zwar erhalten die Arbeitnehmer 

über das Insolvenzgeld Lohnersatz, jedoch bleiben die Lohnansprüche ge­

genüber der Schuldnerin bestehen und werden nach Verfahrenseröffnung 

von der Bundesagentur für Arbeit geltend gemacht. Von den Einzugstellen 

bzw. der Künsuersozialkasse werden zudem die Beitragsansprüche für den 

Insolvenzgeldzeitraum in Höhe von ca. 225 T€ verfolgt werden. 

f) Sonstiges 

Weil die W A und die Leasinggeber aussonderungsberechtigt sind, habe ich 

als Verbindlichkeiten die Werte der auszusondernden Sachen bzw. Forde­

rungen in Höhe von insgesamt 3.049.725,00 € ausgewiesen. In vergleichba­

rer Weise habe ich die Herausgabeansprüche der Alte Verlags GmbH als 

Nachfolgerin des Kulturbundes passiviert, soweit die entsprechenden Posi­

tionen der Aktivseite auszusondern sind. 

g) Urheberrechtsvedetzungen 

Gesondert berücksichtigt habe ich die von Herrn Lunkewitz bzw. der Alte 

Verlags GmbH gegenüber der Schuldnerin erhobene Schadensersatzforde­

rung wegen Urheberrechtsverletzungen in Höhe von ca. 48,8 Mio. € (vgL S. 
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n. 

43). Die Höhe der Insolvenzquote -wird u. a. rnaßgeblich davon abhängen, 

inwieweit diese Ansprüche im Rang des § 38 InsO zur Insolvenztabelle fest-

-zustenen-sini^n-der^erschuldungsbiW 

im Falle ihres Nachrangs zu beachten, weil eine RangrücktrittserHänmg 

nicht abgegeben worden ist (vgl B G H ZIP 2001, S. 235<f£). 

Insorvenzpmnd der *«Til»q R mi.«h,-Gi f»it i 7 T n a 0 ) 

Die Schuldnerin ist zaUungsunfahig. Zahlungsunfähigkeit Hegt bereits dann vor, wenn 

90 % der fälligen Verbindlichkeiten nicht innerhalb von 3 Wochen zurückgeführt wer­

den können (BGH, Urteil vom 24.05.2005 - IX ZR 123/04 = ZIP 2005, 1426 = 

GmbHR 2005,1117 = WM 2005,1468 = ZInsO 2005, 807). 

Die statische Liquidität berechnet sich unter Beachtung der mit dem Überschuldungs-

status vorgenommenen Analyse und Wertberichtigungen per 31.08.2008 wie folgt 
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aus geküncligten Darlehen und Krediten 
aus Lieferangen und Leistungen 
aus rückständigen Tarrtlemen und Lizenzen 
aus Beiträgen zur Sozialversicherung 
aus Steuern und Abgaben 
aus den auf die Bundesagentur für Arbeit überge­

henden Löhnen und Gehältern (§ 187 SGB JU) 
SUMME 

2.891.647,67 € 
3300.000,00 € 

~33sroöo;oo€~ 
225.000,00 € 
390.000,00 € 

350.000,006 
7.492.647,67 € 100% 

Die Unterdeckung berechnet sich wie folgt 

. / . Barvermögen (Bank/Kasse) 943.354,67 € 

. / . Liquidität aus Fartoringgeschäft 1.000.000,00 € 

. / . Kurzfristig realisierbare Forderungen 623.966,05 € 

* — Prozentangaben auf eine Dezimalstelle gerundet 

In dem vorstehenden Liquiditätsstatus habe ich zugunsten der Schuldnerin die von 

Herrn Lunkewitz bzw. der Alte Verlags GmbH erhobenen Schadensersatzforderun­

gen wegen (vermeintlicher) Urheberrechtsverletzungen unberücksichtigt gelassen. 

Ferner habe ich mit Blick auf das bestehende Factoringgeschäft unterstellt, dass ein 

durchschnittlicher Monatsumsatz, also ein Betrag von 1,0 Mio. €, kurzfristig liquidier­

bar ist Dieser Betrag war dementsprechend bei der Berechnung der Liquidität zweiten 

Grades den kurzfristig realisierbaren Forderungen (Restkaufpreisforderung gegenüber 

der W A aus dem Alt-Buchungskreis bzw. sonstige Forderungen) hinzuzurechen. 

Gleichwohl reicht die Liquidität der Schuldnerin nicht aus, die fälligen Verbindlichkei­

ten, die sich vornehmlich aus den offenen Honoraren für das Jahr 2007, den fälligen 

Darlehensforderungen der Berliner Bank und des SPIEGEL sowie den weiteren fälli­

gen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen ergeben, zu decken. 



F - PESTSTET,T,T1NGDRR M^gSEKO.<masmT?rirTTMrr 

Die-KostendesVerfahrens-smdim^^ 

Dies ergibt sich aus folgender Berechnung der Massekostendeckung: 

Freies Vermögen aus den Aktiva (s.u. zu LI.) ' 
Gewinn aus der Fortführung (s.u. zu 1.2.) 
Ansprüche aus der Insorvenzeröfmung (s.u. zu 1.3.) 

Aufrechnunsverbote (§§ 94 ff. InsO) 
Kostenbeiträge (§§ 166,171 InsO) 

S U M M E freie Masse 

. / . Massekosten gem. § 54 InsO (s. unten zu II.1) 

. / . MassevemmdKchkeiten gem. § 551 Nr. 1 InsO 

./• Massevemmdlichkeiten aus 
Erfüllungswahl gern. § 551 Nr. 2 Alt l lnsO 

-/. Oktrovierte MasseverbindEchkeiten gem. § 551 Nr. 2 Alt 2 InsO 
. / . Sonstige Masseverbmdlichkeiten (§5511 InsO) 
-/. Sozialplan (§ 123 InsO) 
überschuss = Teilungsmasse 

4.592530,72 € 
1,00 € 

20.000,00 € 
1,00 € 

4.612.532,72 € 

546368,00 € 

1.020.000,00 € 
1.510.000,00 € 

300.000,00 € 
660.000,00 € 
350.000,00 € 
226.164,72 € 

Diese Berechnung basiert auf folgenden Feststellungen: 

Feststellung der freien Masse 

1 Freies Vermögen aus den Aktiva 

Zur Feststellung der freien Masse nehme ich Bezug auf den Überschuldung 

tus. Aus dem Status resultiert ein freies Vermögen in Höhe 
ta-

: von 

4.592.530,72 € 
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(s. Ziffer E.L) . 

/ 

' 2. Gewinn~aus~emerFoinnhrirng 

Soweit eine übertragende Sanierung zum 01.10.2008 bewerkstelligt werden kann, 

wttct der "Geschäftebetrieb nur imrMonat September 2008 -fortzuführen -sein-Ob -

hieraus ein Gewinn resultiert, kann gegenwärtig nicht prognostiziert werden, so 

dass ich insoweit zunächst nur einen Erinnerungswert in Höhe von 

1,00€ 

einstelle. 

3. Ansprüche aus der Insolvenzeröffnung 

Spezifische insolvenzrechtliche Ansprüche zur Masseanreicherung sind nach 

meinen bisherigen Ermittlungen — anders als insolvenzunabhängige Ansprüche 

" aus dem Eigenkapitalersatzrecht (hierzu oben D.L2.c)) — nicht in wesentlichem 

Umfang gegeben. Ich schätze, dass allein das von der Berliner Bank zu berück­

sichtigende Aufrechnungsverbot geltend zu machen und im Rahmen der Verwer­

tung des Vorratsvermögens Kostenbeiträge zu erheben sein werden: 

a) Aufrechnungsverbote (K 94 ff. InsO) 

Auf dem Kontokorrentkonto bei der Berliner Bank sind auch noch nach 

dem 02.06.2008 Zahlungen eingegangen. Die Berliner Bank darf diese Zah­

lungseingänge gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 3 InsO iV.m. § 130 Abs. 1 Nr. 2 InsO 

nicht mit ihrer Kontokorrentforderung verrechnen, weil' sie seit dem 

02.06.2008 Kenntnis von dem Insolvenzantrag hat. Auszukehren ist nach 

vorläufiger Prüfung jedenfalls noch ein Betrag in Höhe von 

20.000,00 €. 
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sonderur^ansprüche der beteiligten Druckereien zu bearbeiten. Soweit hin­

gegen die bei der W A lagernden Bücher bezahlt worden sind, unterfallen 

-sie-aufgrund der Sicherungsübereignung dem Ab^ndefungsISEht deY Berli­

ner Bank, so dass für die Verwertung dieser Bestände Kostenbeiträge erho­

ben werden können. Die Einzelheiten werden im eröffneten Verfahren zu 

klären sein, so dass ich zunächst nur einen Erinnerungswert in Höhe von 

1,00 € 

berücksichtige. 

D - MassevprnindliVnlrpi'tP» 

1. Kosten des Insolvenzverfahrens (§ 54 InsO) 

Die Kosten des Verfahrens bestimmen sich im Wesentlichen nach dem Wert der 

freien Masse. Danach berechnen sich die Bemessungsgrundlage für die Verwal­

tervergütung (§ 1 InsW) und die Gebühren des Gerichts (§ 58 Abs. 1 GKG). 

Maßgeblich sind zudem die Zu- und Abschläge bei der Verwaltervergütung <$ 3 

InsW), die von der nötigen Tätigkeit des Verwalters abhängen. Zwar ist eine 

verlässliche Prognose der notwendigen Tätigkeiten-des Insolvenzverwalters noch 

gar nicht möglich, gleichwohl setze ich den zweifachen Regelsatz nach § 2 InsW 

wegen des mit dem Verfahren verbundenen erhöhten Aufwandes an. Für die 

Vergütung der Mitglieder des Gläubigerausschusses einschließhch Auslagen (§§ 

17,18 InsW) stelle ich zunächst pauschal 10 % der Verwaltervergütung ein: 
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/ Gebühren des Gerichts 
/ (§§ 1 Nr. Id), 3 G K G , Nr. 2320 ff. KV) 
Kosten des Sachverständigen 

(KV 9005 iV.ro. JVEG) 
Kosten der Veröffentlichung und Zustellung 

(KV 9002,9004) 
Vergütung Gläübigerausschuss (§§-17j-18 InsW) 
Vergütung und Auslagen des Verwalters 
Vergütung und Auslagen des vorläufigen Verwalters 

Die Massekosten (§ 54 InsO) belaufen sich auf 

44.868,00 € 

1.200.00 € 

300,00 € 

—30.000,00 €-
300.000,00 € 
170.000,00 € 

546368,00 € 

2. Masseverbindlichkeiten aus der Verwaltung und Rechtshandlungen des 
Verwalters (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO) 

Die Verwaltung und Liquidation der Masse wird geschätzt folgenden Aufwand 
verursachen: 

Herstellung des Buchwerks (§ 155 InsO) 
Erstellung der Steuererklärungen (§34 Abs. 3 AO) 
Kosten zur Erstellung der Verdienst-

bescheirugungen (§§ 314,316 SGB LH) 
Archivierung der Geschäftsunterlagen 

(§ 155 InsO, 257 HGB, 147 AO) 
Organisation des Verkaufsprozesses 
Juristische Beratung beim Verkaufsprozess 
Prozessführungskosten bei Arbeitsgerichts­

streitigkeiten (§ 12 ArbGG) 
Weitere Prozessführungskosten 
Sonstiger Aufwand 

70.000,00 € 
45.000,00 € 
5.000,00€ 

50.000,00 € 

450.000,00 € 
250.000,00 € 
20.000,00 € 

80.000,00 € 
50.000,006 

Die MasseverbindKchkeiten aus Handlungen des Verwalters oder der Verwaltung 

(§ 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO) belaufen sich voraussichtlich auf 

1.020.000,00 € 

Die Kosten, die die Betriebsfortfuhrung verursachen wird, berücksichtige ich 

nicht, weil zu unterstellen ist, dass die erzielbaren Erlöse den Aufwand überstei­

gen. 

A G G u a c h u i Z d c c 
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maßgefelkh von dem Ausgang des Bietervetfarirens abhängen. Aus Gründen der 

Vorsicht berücksichtige ich derartige VerbindEchkeiten zunächst mit 

300.000,00 €. 

5 Masseansprücbe aus Sozialplänen (§123 InsO) *  

'• 1 0 1 F a D e d a e s Personalabbaus ist über den Ausgleich der Lohnansprüche der zu 

kündigenden Arbeitnehmer hinaus der für diese durch den Personalabbau entste­

hende wirtschaftliche Nachteil mittels eines Sozialplans auszugleichen, der nach 

Maßgabe des § 123 InsO bevorrechtigt zu bedienen ist Ich schätze die Sozial¬

planverbindlichkeiten zunächst auf 

350.000,00 € 

6. Masseverbindlichkeiten durch Rechtshandlungen des vorHuftgen 
Verwalters 

M t B e s < ^ f TOm 01.07.2008 bin ich zum sogenannten „starken« vorläufigen 

ß w f n z v e r w a l t e r bestellt worden und habe in dieser Eigenschaft gemäß § 55 

" t U W B«iA»^ S S e T e r b i l l d l i c h k e i t e i 1 b e S r ü n d e t Weil ich mit einzelnen Drucke¬

reien Zahlungsziele von 60 Tagen aushandeln konnte, resultieren insbesondere 

aus den ausgelösten Dmckaufträgen Verbindlichkeiten im Sinne des § 55 Abs. 2 

InsO, die im eröffneten Verfahren bei Emtritt der Fälligkeit zu befriedigen sein 

werden. Ich schätze das Volumen dieser Verbindlichkeiten auf 

660.000,00 €. 

Gesamtsumme der Masseverbmdlichkeiten 

Die Gesamtsumme der Masseansprüche gemäß §§ 54, 55,123 InsO belauft sich 
auf 

4.386.368,00 €. 
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i ^ScrmTcBem ist famAm^lJSy&ES^^^ werden. Die Kosten sind ge¬

mäß § 26 Abs. 1 InsO gedeckt Die Verfabrenskosten belaufen sich nach obiger Darstellung 
auf 

546.368,00 € 
Dem steht eine freie Masse aus dem Vermögen der Schuldnerin in Höhe 

von 

4.612.532,72 € 
gegenüber. 

Ich schlage vor, 

das Ins olvenzverfahren zu eröffnen. 

(Joachim Voigt-Salus) 
Rechtsanwalt als vorläufiger Verwalter 

fei 

A G Gu&cht&L£dioe 


